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Änderung der Verwaltungsqrdriung 

Auf Grund. des Artikels 154 der Kirchenordnung der EvangelischenKirche .von Westfalen yom. L De­
zember 1953 hat die Leitung der Evangelischen Kirche von W'estfalen für ihren Bere,ich folge11ge Ände­
rungen uncl .. Ergä .. · der Ordnung fül'die.Y~rmögens-- und Finanzverwaltung·derKirchengemeinden, 
Kirchengemeindever .. und Kirchenkreise • der Evangelischen Kirche von Westfalen 1.llld der Evan-. 
gelischen · Kirche im Rheinland (Verwaltungsordnung) vom 12. Mai 1960 beschlossen: 

I 
1. Zu§ 6 der Verwaltungsordnung 

a) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Der Vorsitzende sorgt•für die Ausfühl'ung 
der Beschlüsse ünd führt. den Schriftv.ech­
sel (KO Art. W 73). Zur Entlastung des 
Vorsitzenden kann das Presbyterium den 
Schriftwechsel in wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Angelegenheiten dem Kirchmei­
ster· übertragen; die. Mitzeichnung· des Vor­
sitzenden ist erforderlich. 
Der Vorsitzende .vollzieht die Kassenanwei­
sungen. Die Anweisungsbefugnis kann durch 
Beschluß des Leitungsorgans übertragen 
werden (§ 103 Abs. 4)!' 

b) Abs. 5 e:rhältfolgende Fassung: 
,,Der. Vorsitzende überwacht ·die Verwal­
tung und führt die Dienstaufsicht über ihre 
Mitarbeiter (KO Art. W 20). Er darf. keine 
Kassen führen (§ 9 Abs. 6). Wegen der Füh­
rung der Kirchenbücher wird auf § 34 Abs .. 2 
verwiesen." 

2. Zu § 9 der Verwaltungsordnung 
a) Abs .. 4 erhält folgende Fassung: 

11Alle Mitarbeiter sind für die ordnungsge-

mäße Führung ihrer·• Geschäfte. verantwort­
Uch und. haften nach Maßgabe der arbeits­
oder beamtenrechtlichen Bestimmungen für 
die durch ihr Ve:rschulden entstehenden 
Verluste." 

b) Abs, 6 erhält folgende Fassung: 

,,Vorsitzende und Pfarrer dürfen keine Kas­
sen führen. Hinsichtlich der Kassenführung 
durch den Kirchmeister gilt § 7 Abs. 2." 

3. § .10 .der• Verwaltungsordnung erhält folgende 
Fassung: 

„Kirchliche Verwaltungsämter 

Für die Verwaltungsgeschäfte können Verwal­
tungsämter eirigerichtet. werden. Anzustreben 
ist die Einrichtung. eines gemeinsamen Verwal­
tungsamtes für alle Kirchengemeinden eines 
Kirchenkreises oder · mehrerer Kirchenkreise 
(Kreiskirchenamt). Ordnung,.· Leitung und . Ge­
schäftskreis 'dieser Ämter sind durch Satzungen 

regeln. Die •. Satzungenbedürfen der Geneh-
migung des Landeskirchenamtes." 



4. § 27 der Verwaltungsordnung erhält folgende 
Fassung: 

„Rücklagen 
(1) Rücklagen sind Geldmittel, die aus der lau­

fenden Haushaltswirtschaft ausgeschieden 
und für einen bestimmten Verwendungs­
zweck gebunden sind. 

(2) Zur Sicherung und Erleichterung der Wirt­
schaftsführung sind folgende Rücklagen zu 
bilden: 
a) Betriebsrücklage, 
b) Ausgleichsrücklage, 
c) Bauunterhaltungsrücklage, 
d) Schuldentilgungsrücklage. 
Außerdem sollen sonstige Rücklagen für 
besondere Zwecke angesammelt werden. 

(3) Die Höhe der einzelnen Rücklagen soll dem 
angestrebten Zweck entsprechen. 
In der Betriebsmittelrücklage sind Mittel 
-mindestens bis zu der Höhe anzusammeln, 
daß aus ihr ein vorübergehender Kassenbe­
darf in Höhe eines Zwanzigstels des haus­
haltsmäßigen ordentlichen Einnahmesolls 
nach dem Durchschnitt der jeweils letzten 
fünf Jahre gedeckt werden kann; die Rück­
lage darf ein Sechstel dieses Einnahmesolls· 
nicht übersteigen. In der Ausgleichsrücklage 
sind Mittel mindestens bis zur Höhe eines 
Zwanzigstels des Aufkommens an Kirchen­
steuern (einschl. der Zuteilungen aus dem 
übersynodalen Finanzausgleich) nach dem 
Durchschnitt der jeweils letzten fünf Jahre 
anzusammeln; die Rücklage darf ein Fünf­
tel dieses Aufkommens nicht übersteigen. 
Den Rücklagen sollen dafür vorgesehene 
haushaltsplanmäßige Mittel und etwaige 
Überschüsse zugeführt werden. 

(4) Sofern der Haushaltsausgleich durch die 
Bildung von Rücklagen gefährdet wird, ist 
die Ansammlung vorübergehend auszu­
setzen. 

(5) Für die Anlegung der Rücklagen gilt § 68." 

5. Zu§ 90 der Verwaltungsordnung 
a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Schenkungen und Zuwendungen von Todes 
wegen sind vor ihrer Annahme dem Kreis­
synodalvorstand anzuzeigen." 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Ist ein Grundstück Gegenstand einer 
Schenkung oder einer Zuwendung von To­
des wegen, so bedarf der Beschluß über die 
Annahme der Genehmigung des Landes­
kirchenamtes. (V AG § 1 Ziffer 1)." 

6. Zu§ 92 der Verwaltungsordnung 
a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,Jede Kirchengemeinde hat für ihre Auf­
gaben und Einrichtungen einen gemeinsa­
men Haushaltsplan aufzustellen. Für den 
Friedhof ist die Aufstellung eines besonde­
ren Haushaltsplanes erforderlich." 

b) Abs. 3 wird gestrichen. 

'1._ Zu§ 95 der Verwaltungsordnung 
--·-Aos. 3 erhäiffolgende Fassung: 

,,Titelblatt und Gliederung des als Anlage bei-
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gefügten Muster-Haushaltsplanes sind ver­
bindlich." 

8. Zu§ 103 der Verwaltungsordnung 
Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,,Die unterschriftliche Vollziehung der Kassen­
anweisungen obliegt dem Vorsitzenden des Lei­
tungsorgans (anweisende Stelle). Durch Be­
schluß des Leitungsorgans kann die Anwei­
sungsbefugnis übertragen werden. Dieser Be­
schluß bedarf der Genehmigung des Landes­
kirchenamtes. 
Das Leitungsorgan bestimmt den Umfang der 
Anweisungsbefugnis. Es kann die Befugnis auf 
bestimmte Kassen und Haushaltsstellen be­
schränken oder der Höhe der anzuweisenden 
Beträge nach begrenzen. 
Die Anweisungsbefugnis soll in der Regel nur 
Mitarbeitern übertragen werden, die die zweite 
Verwaltungsprüfung abgelegt haben und als 
Verwaltungsleiter oder Sachbearbeiter einge­
setzt sind. Der Anweisungsberechtigte darf 
nicht zugleich die Geschäfte des Kassenführers 
oder Buchhalters führen oder mit der Kassen­
aufsicht beauftragt sein, er darf auch nicht in 
einem der in § 101 bezeichneten Verwandt­
schafts- oder Schwägerschaftsverhältnisse zu 
den benannten Mitarbeitern stehen. Wird die 
Anweisungsbefugnis dem Kirchmeister über­
tragen, so muß die Führung der Kassenaufsicht 
gemäß § 117 Abs. 3 anderweitig geregelt wer-. 
den. 
Der Anweisungsberechtigte darf keine Kassen­
anweisungen vollziehen, die auf ihn oder seine 
Angehörigen lauten. 
In dem Antrag auf Genehmigung des Beschlus­
ses über die Übertragung der Anweisungs­
befugnis ist anzugeben, daß die vorstehenden 
Bestimmungen beachtet worden sind." 

9. Zu den §§ 108 bis 112 der Verwaltungsordnung 
Die §§ 108 bis 112 werden gestrichen. An ihre 
Stelle treten die folgenden Bestimmungen: 

,,§ 108 
Zweck und Arten der Buchführung 

(1) Zweck der Buchführung ist, die Kassen­
vorgänge festzuhalten, die ordnungsgemäße Ab­
wicklung des Haushaltsplanes nachzuweisen 
und die Rechnungslegung vorzubereiten. 
(2) Die Buchführung erfolgt in der Form einer 
Durchschreibe- oder einer Maschinenbuchfüh­
.rung. Beide Buchführungsarten müssen dem 
System der Verwaltungsbuchführung entspre­
chen. Wegen der Buchführung der wirtschaft­
lichen Einrichtungen wird auf § 113 verwiesen. 
(3) Für die Durchschreibebuchführung darf nur 
ein System verwendet werden, das vom Lan­
deskirchenamt zugelassen ist. Vor der Anschaf­
fung von Buchungsmaschinen ist die Stellung­
nahme des Landeskirchenamtes schriftlich ein­
zuholen. 

§ 109 
Grundsätze der Buchführung 

(1) Alle Zahlungen sind nach der Zeitfolge (Ta­
g~l:>uch) und nach. d~m. Haushaltsplan, .dem 
Wirtschaftsplan oder dem Kostendeckungs­
plan (Sachbuch) zu buchen. 



(2) Bareinzahlungen sind am Einzahlungstage, 
sonstige Einzahlungen an dem Tage zu buchen, 
an dem die Kasse von der Gutschrift Kenntnis 
erhält. Barauszahlungen sind am Tage der Aus­
zahlung, sonstige Auszahlungen (z. B. Giro, 
Postscheck) am Tage der Hingabe des Auftra­
ges an die Post oder die Geldinstitute zu bu­
chen oder an dem Tage, an dem die Kasse 
Kenntnis von der Belastung erhält. 

(3) Alle Einnahmen und Ausgaben sind mit 
ihrem vollen Betrag zu buchen. Es ist unzuläs­
sig, Ausgaben von den Einnahmen vorweg ab­
zuziehen oder Einnahmen aus Ausgaben vor­
weg anzurechnen (Bruttoprinzip). 

(4) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ein­
nahmen und Ausgaben sind bei den Haushalts­
stellen zu buchen, zu denen sie sachlich ge­
hören oder bei denen sie zu veranschlagen ge­
wesen wären. 

(5) Änderungen dürfen nur so vorgenommen 
werden, daß die unrichtige Eintragung ge­
strichen und die richtige darüber gesetzt wird, 
dabei muß die ursprüngliche Zahl leserlich 
bleiben. Bei der Maschinenbuchführung erfol­
gen Änderungen durch Storno-Buchungen. Die 
Änderungen sind durch Beisetzen des Namens­
zuges zu bescheinigen. Radieren, überkleben, 
übermalen und die Anwendung chemischer 
Mittel zur Entfernung oder zur Änderung von 
Eintragungen sind verboten. Nach dem Kassen­
abschluß dürfen die Buchungszahlen nicht mehr 
geändert werden. Notwendig werdende Berich­
tigungen müssen dann durch entsprechende 
Umbuchungen (Formblatt Nr. 16) vorgenom­
men werden; bei der berichtigten und der 
neuen Eintragung sind gegenseitige Hinweise 
zu machen. · 

(6) Zum Nachweis der Guthaben der Kasse bei 
den Geldinstituten sind die Auszüge für jedes 
Konto gesondert, in zeitlicher Reihenfolge ge­
ordnet, lückenlos aufzubewahren. Auf den Aus­
zügen ist die laufende Buchungsnummer zu ver­
merken. 

(7) Die Buchführung erfolgt jeweils für ein 
Rechnungsjahr. Tagebuchblätter sind mit fort­
laufenden Seitenzahlen zu versehen, Konten,,, 
karten innerhalb jeder Haushaltsstelle zu num­
merieren. Tagebuchblätter, Buchungsstreifen 
und Kontenkarten sind geordnet aufzubewah­
.ren und so zu sichern, daß ein unzulässiges 
Entfernen einzelner Blätter, Streifen oder Kar­
ten ausgeschlossen ist. Zur Rechnungslegung 
sind sie zu heften oder zu binden; dabei ist die 
Zahl der Blätter, Streifen und Kontenkarten 
vom Vorsitzenden des Leitungsorgans oder 
dessen Beauftragten zu bescheinigen. 

§ 110 
Nebenkonten 

(1) Erhebt die Kirchengemeinde selbst Kirchen­
steuer als Zuschlag zum Grundsteuermeßbetrag 
oder Kirchgeld, so ist durch entsprechende 
Listen oder Karteien sicherzustellen, daß alle 
Zahlungspflichtigen erfaßt und die Zahlungen 
überwacht werden können. 

(2) Für Mieten, Pachtzinsen und Gebühren gilt 
;Absatz 1 sinngemäß. · 

(3) Verwahrgelder und Vorschüsse sind auf be­
sonderen Konten zu buchen. 
Als Verwahrgelder sind Beträge zu buchen, 
welche die Kasse für Dritte einnimmt und an 
diese weiterleitet (z. B. einbehaltene Steuern, 
Sozialversicherungsbeiträge, ·abzuliefernde Kol­
lekten), sowie solche Einnahmen, deren end­
gültige Buchungsstelle noch nicht feststeht. 
Als Vorschüsse sind Ausgaben zu buchen, deren 
Verrechnungsstelle noch nicht feststeht. 

(4) Alle Verwahrgelder und Vorschüsse sollen 
bei Jahresabschluß abgewickelt sein. Ist das 
nicht möglich, sind sie in das nächste Rech­
nungsjahr zu übernehmen. Die nicht abgewik­
kelten Gelder sind in einer Anlage zur Jahres-
rechnung nachzuweisen. · 

(5) Abschlagszahlungen und Vorauszahlungen 
sind nicht als Vorschüsse, sondern bei der Haus­
haltsstelle zu buchen, zu der sie sachlich ge­
hören. Das gilt nicht, wenn die Abrechnung 
der Zahlungen nicht bis zum Ende des lau­
fenden Rechnungsjahres erfolgt." 

10. Zu § 114 der Verwaltungsordnung 
Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„Belege sind die Kassenanweisungen und die 
Zahlungsbeweise. Auf ihnen ist bei der Bu­
chung die Buchungsnummer zu vermerken. Da­
nach sind sie nach Haushaltsstellen geordnet 
aufzubewahren." 

11. Zu§ 115 der Verwaltungsordnung 
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,Durch Tagesabschlüsse ist nachzuweisen, 
wie sich der Kassenbestand zusammensetzt 
und daß er mit dem Bestand des Tagebu­
ches übereinstimmt. Durch Monatsabschlüsse 
ist außerdem nachzuweisen, daß der Bestand 
des Sachbuches mit dem Kassenbestand 
übereinstimmt." 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Tagesabschlüsse sind in einem Buch 
darzustellen oder nach der Tagesfolge ge- · 
ordnet aufzubewahren. Sie sind vom Kas­
senführer - bei Kassenverwaltungen mit 
mehreren Mitarbeitern von zwei Personen 
- zu unterzeichnen. Der Monatsabschluß 
ist dem Vorsitzenden und dem Kirchmeister 
bis zum 10. des folgenden Monats zur Ein­
sichtnahme und zur Unterrichtung des Lei­

" tungsorgans vorzulegen." 

c) In Abs. 3 erhalten die Sätze 5 und 6 fol­
gende Fassung: ·· 
„Bis zur Aufklärung sind Kassenfehlbeträge 
als Vorschüsse und Kassenüberschüsse als 
Verwahrgelder zu buchen. Können sie bis 
zum Jahresabschluß nicht aufgeklärt wer­
den, so sind sie als unvorhergesehene Aus­
gaben oder Einnahmen zu buchen." 

d) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
„Der Jahresabschluß hat am 31. Januar zu 
erfolgen. Alle Bücher und Konten sind dann 
abzuschließen. Eintragungen, die eine Än­
derung des Abschlusses bedeuten, dürfen 
später nicht mehr erfolgen. Durch den Jah­
resabschluß ist nachzuweisen, daß der Be-
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stand des Sachbuches mit dem Kassenbe­
stand übereinstimmt. Der Bestand oder ein 
Fehlbetrag sind in das nächste Rechnungs­
jahr zu übernehmen." 

12. § 130 der Verwaltungsordnung erhält folgende 
Fassung: 

„Formblätter und Muster 
Die Anwendung der im Anhang dieser Ver­
waltungsordnung abgedruckten Formblätter 
und Muster wird empfohlen. Für den Muster­
Haushaltsplan gilt § 95 (3)." 

13. Die Formblätter Nr. 3, 4, 6, 7, 8 und 17 werden 
ersatzlos gestrichen. 

Landeskirchenamt 
Az.: 15320/B 9a - 01 

II 

Die Ziffern 1 bis 5, 8, 12 bis 13, treten mit Wir­
kung vom 1. Juli 1969, die Ziffern 6 bis 7 und 
9 bis 11 mit Wirkung vom 1. Januar 1970 in 
Kraft. 

Ein Sonderdruck mit den Änderungen der Ver­
waltungsordnung und dem Haushaltsplan-Vor­
druck kann bei der Fa. Robert Bechauf, 48 Bielefeld, 
Postfach 820, bezogen werden. 

In Vertretung 

Dr. Wolf 

Bielefeld, den 21. 5. 1969 

Änderung der Pfarrbesoldungsvorschriften 

Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland und die Leitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen haben die nachstehend verkündete Notverordnung zur Änderung der Besoldung und Versor­
gung des Pfarrerstandes vom 19. März/ 10. April 1969 beschlossen: 

Notverordnung zur Änderung der Besoldung und Versorgung des Pfarrerstandes 
vom 19. März/10. April 1969 

Auf Grund der Artikel 171 Nr. 7 und 194 der 
Kirchenordnung der Evangelischen Kirche im Rhein­
land und der Artikel 116 und 139 der Kirchenord­
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen er­
lassen die Leitung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland und die Leitung der Evangelischen Kir­
che von Westfalen, jede für ihren Bereich, folgende 
Notverordnung: 

Artikel I 
Die Pfarrbesoldungsordnung (PfBO) in der Fas­

sung der Notverordnung vom 28. August/10. Sep­
tember 1958 (KABL R. S. 104, KABL W. S. 79), 
16./23. März 1961 (KABL R. S. 167, KABL W. S. 121), 
8./27. März 1963 (KABI. R. S. 139, KABI. W. S. 93), 
17./24. März 1964 {KABL R. S. 72, KABL W. S. 44) 
und 2./9. September 1965 (KABI. R. S. 133, KABl. 
W. S. 103) wird wie folgt geändert: 

Nr. 1 
§ 3 Abs. 4 PfBO erhält folgende Fassung: 
(4) Das Grundgehalt entspricht in seiner Höhe bis 

zur 7. Dienstaltersstufe einschließlich der Besol­
dungsgruppe A 13 und von der 8. Dienstalters­
stufe an der Besoldungsgruppe A 14 der Besol­
dungsordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(vgl. Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung Abschnitt 
I). Die Höhe der Ephoralzulage und des Kinder­
zuschlags ist unter den Abschnitten II und III der 
Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung geregelt. 

Nr. 2 
§ 6 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 6 
Das .. Besoldungsdienstalter beginnt vorbehaltlich 

···-·· .... :der·-.§§·7 bis 11·am Erstendes Monats1 in.demder .... 
Pfarrer das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
hat. 
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Nr. 3 

§ 7 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 PfBO er­
halten folgende Fassung: 

§ 7 
(1) Hat der Pfarrer an dem Tage, von dem an er 

nach § 3 Dienstbezüge zu erhalten hat, das ein­
undzwanzigste Lebensjahr überschritten, so wird 
der Beginn desBesoldungsdienstalters um die Hälfte 
hinausgeschoben, um die er älter ist. 

(2) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdienstalters nach Abs. 1 hin­
auszuschieben ist, werden abgesetzt: 
1 a) für Pfarrer mit bestandener erster und zwei­

ter theologischer Prüfung, 
die nach Vollendung des siebzehnten Lebens­
jahres verbrachte Mindestzeit der außer der 
allgemeinen Schulbildung vorgeschriebenen 
Ausbildung (Hochschulstudium, Vikariatszeit, 
übliche Prüfungszeit), 

1 b) für Pfarrer mit einer Ausbildung als Missio­
nar und für den Dienst in Südamerika auf­
grund von Vereinbarungen mit Missionsgesell­
schaften; 
die gesamte Ausbildungszeit, wobei für den 
ersten Ausbildungsabschnitt von Beginn der 
Ausbildung bis zur bestandenen Abschlußprü­
fung höchstens vier Jahre zu berücksichtigen 
sind. 
Es darf an Ausbildungszeit insgesamt nicht 
mehr berücksichtigt werden, als für den unter 
Abs. (2) 1 a genannten Personenkreis. 

1 c) für Pfarrer mit einer Ausbildung gern. § 12 
der Kirchengesetze der Evangelischen Kirche 
im Rheinland vom 12. Januar 1967 und der 
EvangelischenKirche~vön.·.westfalen .. ~vom·•.27 .... 
Oktober 1967 zur Ausführung des Pfarrer­
ausbildungsgesetZ!:!S der Evangelischen Kirche 



der Union vom 2. Dezember 1965 (KABI. R S. 
17 KABl. W. S. 165): 
Ausbildungszeiten, die den unter (2) 1 a ge­
nannten entsprechen und Zeiten der Zurü­
stung. Es darf höchstens der Zeitraum abge­
setzt werden, der für den unter (2) 1 a ge­
nannten Personenkreis als Ausbildungsdauer 
anrechnungsfähig ist. 

2) nach der Vollendung des 20. Lebensjahres lie­
gende Zeiten eines hauptberuflichen kirch­
lichen oder sonstigen öffentlichen Dienstes 
nach Maßgabe der §§ 8 und 9, sofern es sich 
um gleichzubewertende Tätigkeiten handelt. 

3) 

4) 
Nr. 4 

§ 8 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 8 
Tätigkeiten, deren Anrechnung nach § 7 Abs. 2 

Ziffer 2 nicht möglich ist, sowie Tätigkeiten im 
privaten Dienst oder freien Beruf können ganz 
oder teilweise berücksichtigt werden, wenn eine 
solche Berücksichtigung zum Ausgleich finanzieller 
Einbußen, die dem Pfarrer infolge seines Über­
gangs in den Pfar.rerberuf erwachsen sind, oder 
mit Rücksicht auf die bisherige Tätigkeit des Pfar­
rers billig erscheint. 

Nr. 5 
In § 20 Abs. 2 Buchstabe a) PfBO sind die Worte 
„das Zweieinhalbfache des Kinderzuschlages" zu 

ersetzen durch „das Dreifache des Kinderzuschla­
ges". 

Nr. 6 
In § 22 PfBO am Ende des ersten Satzes sind 

die Worte 
,,von mehr als dem Zweieinhalbfachen des Kin­

derzuschlages" zu ersetzen durch: ,,von mehr als 
dem Dreifachen des Kinderzuschlages". 

Nr. 7 
§ 23 Abs. 1 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 23 
(1) Der Kinderzuschlag wird vom Ersten des Mo­

nats an gezahlt, in den das für die Gewährung 
maßgebende Ereignis fällt. Entfällt der Grund für 
die Gewährung des Kinderzuschlages, so wird die 
Zahlung erst mit dem Ablauf des nächsten Mo­
nats eingestellt, der Grund für die Gewährung des 
Kinderzuschlages entfällt mit dem Beginn des auf 
das maßgebende Ereignis folge'nden Tages. 

Nr. 8 
§ 27 PfBO erhält folgenden neuen Absatz 2. Der 

bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
(2) Ist der Pfarrer wegen Dienstunfähigkeit in 

den Ruhestand versetzt worden oder im Amt ge­
storben, so ist das Grundgehalt nach der Dienst­
altersstufe zugrunde zu legen, die bis zum Eintritt 
in den Ruhestand wegen Erreichems der Alters­
grenze hätte erreicht werden können. War bei Ein­
tritt des Versorgungsfalles erst ein Grundgehalt 
entsprechend der Besoldungsgruppe A 13 der Be­
soldungsordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(bis zur 7. Dienstaltersstufe einschließlich gemäß 
§ 3 Abs. 4) erreicht, so bleibt diese Besoldungs-

gruppe auch maßgebend für die nach Satz 1 zu­
grunde zu legende Dienstaltersstufe. 

Nr. 9 
§ 28 Abs. 2 und 3 PfBO erhalten folgende Fassung: 
(2) Ändern sich Wohnsitz und Ortsklasse, so wird 

der Ortszuschlag nach der neuen Ortsklasse vom 
Ersten des Monats an gezahlt, der auf die Ände­
rung folgt. Tritt die Änderung am Ersten eines 
Monats ein, so ist die Ortsklasse des neuen Wohn­
sitzes schon für diesen Monat maßgebend. 

Der Ortszuschlag einer höheren Stufe wird vom 
Ersten des Monats an gezahlt, in den das für die 
Erhöhung maßgebende Ereignis fällt. Ist der Über­
gang in eine niedrigere Stufe durch den Wegfall 
eines Kinderzuschlages begründet, so wird der nie­
drigere Ortszuschlag yon dem Tage nach dem Weg­
fall des Kinderzuschlages (§ 23 Abs. 1 Satz 2) an 
gezahlt. Der Wegfall des Kinderzuschlages infolge 
Ableistung des Grundwehrdienstes oder des zivilen 
Einsatzdienstes berührt nicht den Ortszuschlag. 

(3) Die Höhe des Ortszuschlages ergibt sich aus 
Abschnitt IV der Anlage zur Pfar.rbesoldungsord­
nung. · 

Nr.10 
§ 33 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
(4) Das Sterbegeld wird in einer Summe gezahlt. 

Nr. 11 
§ 34 Nr. 2 letzter Satz PfBO erhält folgende 

Fassung: 
In diesem Falle ist ein Unterhaltsbeitrag in Höhe 

des Witwengeldes zu. gewähren, sofern die beson­
deren Umstände des Falles keine volle oder teil­
weise Versagung rechtfertigen. Einkünfte der Witwe 
sind in angemessenem Umfang anzurechnen. 

Nr.12 
§ 36 Abs. 2.~0 erhält folgende Fassung: 
(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines 

verstorbenen Pfarrers im Ruhestand, wenn sie erst 
nach dem Eintritt in den Ruhestand und nach Voll­
endung des 65: Lebensjahres des Pfarrers an Kin­
des Statt angenommen worden sind. Es kann ihnen 
jedoch ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 
Waisengeldes bewilligt werden. 

Nr. 13 
§ 47 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 47 
(1) Bezieht ein Versorgungsberechtigter aus einer 

Verwendung im kirchlichen oder sonstigen öffent­
lichen Dienst ein Einkommen, so erhält er dane­
ben seine Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 
der in Abs. 2 Nr. 1-3 bezeichneten Höchstgrenze. 

(2) Als Höchstgrenze gelten: 
1. für Pfarrer im Warte- oder Ruhestand 

die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der das 
Ruhegehalt berechnet ist (vgl. § 27 Abs. 2 PfBO). 
Hat der Pfarrer neben dem Amt, aus dem er 
Versorgungsbezüge erhält, eine sonstige Tätig­
keit im kirchlichen oder sonstigen öffentlichen 
Dienst ausgeübt und setzt er diese Tätigkeit 
nach seinem Übertritt in den Ruhestand weiter 
fort, so wird dieses Nebeneinkommen bei der 
Ruhensberechnung voll angesetzt. 

2. für Witwen 
der Betrag nach Nr. 1 erhöht um sechzig vom 
Hundert des Betrages des Gesamteinkommens 
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aus der Versorgung und der Verwendung im 
kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienst, 
der diese Höchstgrenze übersteigt, 

3. für Waisen 
vierzig vom Hundert des Betrages nach Nr. 1 
erhöht um sechzig vom Hundert des Betrages 
des Gesamteinkommens aus der Versorgung und 
der Verwendung im kirchlichen oder sonstigen 
öffentlichen Dienst, der diese Höchstgrenze über­
steigt. 

Nr. 14 
§ 48 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 48 
(1) Erhalten aus einer Verwendung im kirch­

lichen oder sonstigen öffentlichen Dienst an neuen 
Versorgungsbezügen 

1. ein Pfarrer im Warte- oder Ruhestand 
Wartegeld, Ruhegehalt oder eine ähnliche Ver­
sorgung, 

2. eine. Witwe oder Waise 
aus der Verwendung des verstorbenen Pfarrers 
im Warte- oder Ruhestand Witwengeld, Waisen­
geld oder eine ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe 
Wartegeld, Ruhegehalt oder eine ähnliche Ver­
sorgung, so sind daneben die früheren Versor­
gungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Abs. 2 
bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 
1. für Pfarrer im Wartestand das Wartegeld, 

für Pfarrer im Ruhestand o.as Ruhegehalt, 
das sich unter Zugrundelegung der gesamten 

· ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhege­
.haltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe, aus der die früheren Ver­
sorgungsbezüge errechnet sind, ergibt. 

2. für Witwen oder Waisen (Abs. 1 Nr. 2) 
das Witwen- oder Waisengeld, das sich aus dem 
Ruhegehalt nach Nr. 1 ergibt. 

3. für Witwen (Abs. 1 Nr. 3) 
fünfundsiebzig vom Hundert der ruhegehalt­
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Be­
soldungsgruppe, aus der das dem Witwengeld 
zugrunde liegende Ruhegehalt berechnet ist. 

Nr. 15 
§ 74 Abs. 1 PfBO erhält folgende Fassung: 

§ 74 
(1) Die Bezüge der Versorgungsberechtigten 

werden mit Wirkung vom 1. April 1965 auf den 
Betrag festgesetzt, der sich ergeben hätte, wenn 
der Pfarrer oder Superintendent bei seinem Aus­
scheiden aus dem aktiven Dienst nach der PfBO 
besoldet worden wäre. 

Nr. 16 
§ 75 PfBO ist zu streichen. 

Nr. 17 
· Die Anlage zur PfBO (13. Fassung - gültig vom 

1. öktober J966 an, siehe KABl. R. s: 1969, W .. 
S. 82) wird durch die dieser Notverordnung bei­
gefügte Anlage (14. Fassung - gültig vom 1. Ja-

78 

nuar 1968, 15. Fassung - gültig vom 1. Juli 1968 
und 16. Fassung - gültig vom 1. Januar 1969 an) 
ersetzt. 

. Artikel II 
(1) Diese Notverordnung tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 1968 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten in Kraft: 
a) Artikel I Nr. 7 mit Wirkung vom 31. März 1967 
b) Artikel I Nr. 8-Nr. 12, Nr. 13 (mit Ausnahme 

von § 47 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2) und Nr. 14 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1967 

c) Artikel I Nr. 13 (nur § 47 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2) 
mit Wirkung vom 1. April 1969. 

Bielefeld, den 2. April 1969. 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 

(L.S.) 
D. Thimm e Dr. Wo 1 f 

Düsseldorf, den 7. Mai 1969. 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 

(L.S.) 
D. Dr. Beckmann Dr.Pa b s t 

Anlage zur ~farrbesoldungsordnung 
(14. Fassung - gültig vom 1. Januar 1968 bis 

30. Juni 1968) 

I. Grundgehalt (§§ 3, 4, 27 und 74) 
Das Grundgehalt beträgt monat­
lich in der DM 

1. Dienstaltersstufe 
2. Dienstaltersstufe 
3. Dienstaltersstufe 
4. Dienstaltersstufe 
5. Dienstaltersstufe 
6. Dienstaltersstufe 
7. Dienstaltersstufe 

8. Dienstaltersstufe 
9. Dienstaltersstufe 

10. Dienstaltersstufe 
11. Dienstaltersstufe 
12. Dienstaltersstufe 
13. Dienstaltersstufe 
14. Dienstaltersstufe 

II. Ephoralzulage (§§ 2, 3 und 
27) 
Die Ephoralzulage beträgt 
monatlich 

III. Kinderzuschlag (§§ 3, 20-
. 24: uml 40) · 

1.115,-
1.161,-
1.207,-
1.253,-
1.299,-
1.345,-
1.391,-

1.596,-
1.660,-
1.724,-
1.788,-
1.852,-
1.916,-
1.980,-,-

200,-

(in Anwen­
dung § 27 
Abs.2Satz2 

PfBO) 
DM 

1.437,-
1.483,-
1.529,-
1.575,-
1.621,-
1.667,-
1.713,-

Der Kinderzuschlag beträgt 
monatlich 50,-



IV. Ortszuschläge (§§ 27, 28 Bei mehr als einem kin-
und 75) derzuschlagsberechtigen-
Der Ortszuschlag beträgt den Kind erhöht sich der 
monatlich für Versorgungs- Ortszuschlag für jedes wei-
berechtigte mit Wohnsitz in tere Kind, und zwar: 

Ortsklasse s A für das 2. bis 5. .Kind 

DM DM 
um je 38,- 36,-

ohne Kinder 290,- 246,-
für das 6. und die wei-
teren Kinder um je 49,- 47,-

mit einem Kind 320,- 275,-
Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung Bei mehr als einem kin-

derzuschlagsberechtigen- (16. Fassung-gültig vom 1. Januar 1969 an) 
den Kind erhöht sich der I. Grundgehalt (§§ 3, 4, 27 und 74) 
Ortszuschlag für jedes wei-
tere Kind, und zwar: Das Grundgehalt beträgt monat-

für das 2. bis 5. Kind 
lieh in der DM 

um je 37,- 35,- 1. Dienstaltersstufe 1.160,20 

für das 6. und die wei- 2. Dienstaltersstufe 1.208,-

teren Kinder um je 47,- 45,- 3. Dienstaltersstufe 1.255,80 
4. Dienstaltersstufe 1.303,60. 

Anlage zur Pfarrbesoldungsordnung 5. Dienstaltersstufe 1.351,40 

(15. Fassung - gültig vom 1. Juli 1968 6. Dienstaltersstufe 1.399,20 
bis 31. Dezember 1968) 7. Dienstaltersstufe 1.447,-

I. Grundgehalt (§§ 3, 4, 27 und 7 4) (in Anwen-

Das Grundgehalt beträgt monat- dung von 

lieh in der DM § 27 Abs. 2 

1. Dienstaltersstufe 1.160,20 
S. 2 PfBO) 

DM 
2. Dienstaltersstufe 1.208,- 8. Dienstaltersstufe 1.660,20 1.494,80 
3. Dienstaltersstufe 1.255,80 9. Dienstaltersstufe 1.726,70 1.542,60 
4. Dienstaltersstufe 1.303,60 io. Dienstaltersstufe 1.793,20 1.590,40 
5. Dienstaltersstufe 1.351,40 11. Dienstaltersstufe 1.859,70 1.638,20 
6. Dienstaltersstufe 1.399,20 12. Dienstaltersstufe 1.926,20 1,686,-
7. Dienstaltersstufe 1.447,- 13. Dienstaltersstufe 1.992,70 1.733,80 

(in Anwen- 14. Diens.taltersstufe 2.059,20 1.781,60 
dung von 

II. Ephoralzulage (§§ 2, 3 und § 27 Abs. 2 
S. 2 PfBO) 27) 

DM Die Ephoralzulage wird in Höhe des Unter-

8. Dienstaltersstufe 1.660,20 1.494,80 schiedsbetrages zwischen den Besoldungsgrup-
pen A 14 und A 15 der Besoldungsordnung des 

9. Dienstaltersstufe 1.726,70 1.542,60 Landes NRW entsprechend dem Besoldungs-
10. Dienstaltersstufe 1.793,20 1.590,40 dienstalter des Superintendenten gezahlt. 
11. Dienstaltersstufe 1.859,70 1.638,20 III. Kinderzuschlag (§§ 3, 20-
12. Dienstaltersstufe . 1.926,20 1.686,- 24 und 40) 
13. Dienstaltersstufe 1.992,70 1.733,80 Der Kinderzuschlag beträgt 
14. Dienstaltersstufe 2.059,20 1.781,60 monatlich 50,-

II. Ephoralzulage (§§ 2, 3 und IV. Ortszuschläge (§§ 27, 28 
27) und 75) 

Die Ephoralzulage beträgt Der Ortszuschlag beträgt 

monatlich 200,- monatlich für Versorgungs-

III. Kinderzuschlag (§§ 3, .20-
berechtigtemitWohnsitzin 

24 und 40) Ortsklasse s A 

Der Kinderzuschlag beträgt DM DM 

monatlich 50,- ohne Kinder 302,- 256,-

IV. Ortszuschläge (§§ 27, 28 mit einem Kind 333,- 286,-

und 75) Bei mehr als einem kin-

Der Ortszuschlag beträgt derzuschlagsberechtigen-
den Kind erhöht sich der monatlich für Versorgungs- Ortszuschlag für jedes wei-berechtigte mit Wohnsitz in 
tere Kind, und zwar: 

Ortsklasse s A für das 2. bis 5. Kind 
DM DM um je 38,- 36,-

ohne Kinder 302,- 256,- für das 6. und die wei-
mit einem Kind 333,,- 286,-:- teren Kinder um je 49,- 47,-
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Neufassung des Kirchensteuerrechtes 
Landeskirchenamt 
Az.: 17948 vA B 5-11 

Bielefeld, den 2. 6. 1969 

In das staatliche Kirchensteuergesetz vom 30. April 1962 (GV NW S. 223) sind durch das Gesetz zur Än­
derung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Lande Nordrhein-Westfalen vom 5. No­
vember 1968 (GV NW 374) einige neue Bestimmungen aufgenommen. 

Durch Artikel 3 des Änderungsgesetzes ist der Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen das Kirchensteuergesetz 
in der geänderten Form mit neuem Datum bekanntzugeben. 

Nachfolgend geben wir die Neufassung bekannt, die sich aus den Änderungen durch 
a) das Gesetz zur Ausführung der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (BGBl I S. 1477) im Lande 

Nordrhein-Westfalen vom 1. Februar 1966 (GV NW S. 23) 
und 

b) das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Lande Nordrhein­
Westfalen vom 5. November 1968 (GV NW S. 374) 
ergibt: 

Gesetz über die Erhebung von Kirchensteuern im 
Land Nordrhein-Westfalen 

(Kirchensteuergesetz - KiStG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. November 1968 

(GV NW S. 375 / SGV. NW 610) 
Ber. in GV NW 1969 S. 121 

I. Besteuerungsrecht 

§ 1 (Eigene Steuerordnungen). Die Katholische 
Kirche und die Evangelische Kirche erheben im 
Land Nordrhein-Westfalen Kirchensteuern auf 
Grund eigener Steuerordnungen. 

§ 2 (Diözesan-, Landes- und Ortskirchensteuer). 
(1) Kirchensteuern können nach Maßgabe der Steu­
erordnungen 
1. als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchen­

steuer, 
2. als Ortskirchensteuer, 
3. nebeneinander als Diözesankirchensteuer oder . 

Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer 
erhoben werden. 

(2) Die Steuerordnungen werden von · den Diöze­
sen der Katholischen Kirche und den Evangelischen 
Landeskirchen erlassen. 

(3) Über die Höhe der zu erhebenden Kirchen­
steuern beschließt die nach der Steuerordnung zu­
ständige Körperschaft. 

II. Persönliche Steuerpflicht 

§ 3 (Kirchensteuerpflichtige). Kirchensteuerpflich­
tig sind alle Angehörigen der Katholischen Kirche 
und der Evangelischen Kirche, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn der §§ 13 
und 14 Abs. 1 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 925) im Land Nord­
rhein-Westfalen haben. 

III. Grundsätze über die Erhebung von 
Kirchensteuern 

§ 4 (Erhebung). (1) Kirchensteuern können erho­
ben werden 

·1: aT-aErZüschläg zur Einkommensteueruna Löhn:.: 
steuer, auch unter Festsetzung von Mindest­
beträgen, oder 
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b) nach Maßgabe des Einkommens auf Grund 
eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer vom 
Einkommen), 

2. als Zuschlag zur Vermögensteuer (Kirchensteuer 
vom Vermögen), 

3. als Zuschlag zu den Grundsteuermeßbeträgen 
(Kirchensteuer vom Grundbesitz), 

4. als Kirchgeld. 

(2) Kirchensteuern nach Absatz 1 können neben­
einander erhoben werden. Die Kirchensteuern vom 
Einkommen nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a) und 
nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b) können nicht ne­
beneinander erhoben werden. 

(3) In den Steuerordnungen kann bestimmt wer­
den, daß Kirchensteuern einer Art auf Kirchen­
steuern einer anderen Art angerechnet werden. 

(4) Wird die Kirchensteuer vom Einkommen als 
Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer 
und als Ortskirchensteuer nebeneinander erhoben, 
so ist dafür ein gemeinsamer Steuersatz festzu­
setzen. 

§ 5 (Bemessung). Auf die im § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 bezeichneten Kirchensteuern finden die Vorschrif­
ten für die Einkommensteuer und die Lohnsteuer, 
insbesondere die Vorschriften über das Lohnabzugs­
verfahren, die Vorschriften für die Grundsteuer 
und die Vorschriften für die Vermögensteuer ent­
sprechende Anwendung. 

§ 6 (Konfessionsverschiedene Ehen). (1) Gehören 
Ehegatten verschiedenen steuerberechtigten Kir­
chen an (konfessionsverschiedene Ehe) und liegen 
die Voraussetzungen für eine Zusammenveranla­
gung bei der Einkommensteuer vor, so erheben 
beide Kirchen die Kirchensteuer in der Form des 
Zuschlags zur Einkommensteuer und Lohnsteuer 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) von beiden Ehegat­
ten in folgender Weise: 

1. wenn die Ehegatten zusammen zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, · 
von der Hälfte der Einkommensteuer; 

2 .. v.renn ein Ehegatte oder beide Ehegatten lohn­
. steuerp.flichtig··sind, von ... der ..... Hälfte ... der~.Lohn.,, 
steuer. 

Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner. Im 



Lohnabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei je­
dem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Zusam­
menveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor 
oder werden die Ehegatten getrennt veranlagt 
(§ 26 a des Einkommensteuergesetzes), so wird die 
Kirchensteuer vom Einkommen von jedem Ehegat­
ten nach seiner Kirchenangehörigkeit und nach der 
jeweils in seiner Person gegebenen Steuerbemes­
sungsgrundlage erhoben. 

(3) Für die Erhebung der anderen in § 4 Abs. 1 
genannten Kirchensteuerarten gilt Absatz 2 ent­
sprechend. 

§ 7 (Glaubensverschiedene Ehen). (1) Gehört nur 
ein Ehegatte einer steuerberechtigten Kirche an 
(glaubensverschiedene Ehe), so erhebt die steuerbe­
rechtigte Kirche die Kirchensteuer von ihm nach 
der in seiner Person gegebenen Steuerbemessungs-
.grundlage. · 

(2) Werden die Ehegatten zusammen zur Einkom­
mensteuer veranlagt (§ 26 b des Einkommensteuer­
gesetzes) oder wird ein gemeinsamer Lohnsteuer­
Jahresausgleich durchgeführt, so ist bei dem steuer­
pflichtigen Ehegatten die Kirchensteuer in der Form 
des Zuschlags zur Einkommensteuer und Lohn­
steuer anteilig zu berechnen. Die Kirchensteuer ist 
nach dem Teil der gemeinsamen Einkommen- und 
Lohnsteuer zu berechnen, der auf den steuerpflich­
tigen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame 
Steuer im Verhältnis der Einkommensteuerbeträge, 
die sich bei Anwendung der Einkommensteuer­
Grundtabelle (Anlage zu § 32 a des Einkommen­
steuergesetzes) auf die Einkünfte eines jeden Ehe­
gatten ergeben würde, auf die Ehegatten verteilt 
wird. 

IV. Besteuerungsverfahren 

§ 8 (Anwendung allgemeiner Steuergesetze). (1) 
Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung und 
ihrer Nebengesetze finden in der jeweils geltenden 
Fassung auf die Kirchensteuern entsprechende An­
wendung, soweit nicht in diesem Gesetz eine beson­
dere Regelung getroffen ist. 

(2) Die Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
über das Strafrecht und das Strafverfahren sind 
nicht anzuwenden. § 400 und § 401 der Reichsab­
gabeordnung bleiben unberührt. 

(3) Die Verjährungsfrist für Kirchensteuern be­
trägt 5 Jahre, bei hinterzogenen Kirchensteuern 
10 Jahre. 

(4) Für die Entstehung der Steuerschuld bei den 
Kirchensteuern vom Einkommen und beim Kirch­
geld gelten die Vorschriften über die Entstehung 
der Steuerschuld bei der Einkommensteuer; für die 
Entstehung der Steuerschuld bei den Kirchen­
steuern vom Vermögen und vom Grundbesitzgel­
ten die Vorschriften über die Entstehung der Steuer­
schuld bei der Vermögensteuer und der Grund­
steuer. 

(5) Für die Stundung und den Erlaß der Kirchen­
steuern sind die Kirchen zuständig. Sie können für 
die von den Finanzämtern oder von den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) verwalteten Kirchensteuern 
die Befugnis auf diese Stelle übertragen. Stun­
dungszinsen werden nicht erhoben. 

(6) Säumniszuschläge stehen auch in den Fällen 
der §§ 9 und 11 den Kirchen zu. In der Steuer­
ordnung kann die Anwendung des Steuersäumnis­
gesetzes ausgeschlossen werden. 

V. Verwaltung der Kirchensteuern 

§ 9 (Verwaltung.durch Finanzämter). Auf Antrag 
der Diözesen der Katholischen Kirche oder auf An­
trag der Evangelischen Landeskirchen hat der Fi­
nanzminister den Finanzämtern die Verwaltung 
der Kirchensteuern vom Einkommen und Vermö­
gen zu übertragen. Wird die Kirchensteuer vom 
Einkommen auf Grund eines besonderen Tarifs er­
hoben, so besteht die Verpflichtung zur Übertra­
gung nur hinsichtlich der Steuerpflichtigen, die zur 
Einkommensteuer oder Lohnsteuer herangezogen 
werden. In den übrigen Fällen - mit Ausnahme 
des Kirchgelds - kann den Finanzämtern die Ver­
waltung der Kirchensteuer übertragen werden. Die 
Übernahme der Verwaltung erfolgt gegen eine zu 
vereinbarende Vergütung. 

§ 10 (Abführung der Kirchensteuer). (1). Soweit 
die Kirchensteuer vom Einkommen durch die Fi­
nanzämter verwaltet wird, sind die Arbeitgeber, 
deren Betriebsstätten im Land Nordrhein-Westfalen 
liegen, verpflichtet, die Kirchensteuer von allen ka­
tholischen und evangelischen Arbeitnehmern mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinn 
der §§ 13 und 14 Abs. 1 des Steueranpassungsge­
setzes im Land Nordrhein-Westfalen in Höhe des 
für den Ort der Betriebsstätte - im Sinn des Lohn­
steuerrechts - maßgeblichen Steuersatzes einzu­
behalten und an das für den Arbeitgeber zustän­
dige Finanzamt abzuführen. 

(2) Auf Antrag von Diözesen der Katholischen 
Kirche oder auf Antrag von Evangelischen Landes­
kirchen, deren Gebiet ganz oder teilweise außer­
halb des Landes Nordrhein-Westfalen liegt, kann 
der Finanzminister im Einvernehmen mit dem Kul­
tusminister die Einbehaltung und Abführung der 
Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren auch für 
die diesen gegenüber steuerpflichtigen Arbeitneh­
mer anordnen, die nicht im Land Nordrhein-West­
falen ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent­
halt haben, aber von einer Betriebsstätte im Land 
Nordrhein-Westfalen entlohnt werden. Sofern die 
Steuersätze an dem Wohnsitz niedriger als an der 
Betriebsstätte sind, ist dem Antrag nur stattzuge­
ben, wenn die Erstattung zuviel einbehaltener Kir­
chensteuer gewährleistet wird. 

§ 11 (Verwaltung durch Gemeinden). Die Kirchen:.. 
steuer vom Grundbesitz kann auf Antrag der nach 
der Steuerordnung zuständigen Körperschaft durch 
die Gemeinden (Gemeindeverbände) verwaltet wer­
den. Die Übernahme der Verwaltung erfolgt gegen 
eine zu vereinbarende Vergütung. 

§ 12 (Verwaltung durch Kirchen). Wird die Kir­
chensteuer von den Kirchen selbst verwaltet, so 
wird die Kirchensteuer einschließlich der Neben­
leistungen auf Antrag durch die Finanzämter nach 
den Vorschriften der Reichsabgabenordnung sowie 
ihrer Nebengesetze oder durch die kommunalen 
Vollstreckungsbehörden, soweit diese die Maßstab­
steuern einziehen, nach den Vorschriften über das 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
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§ 13 (Besteuerungsunterlagen). Die zuständigen 
Landes- oder Gemeindebehörden haben den Kir­
chen auf Anfordern die für die Besteuerung und 
den kirchlichen Finanzausgleich erforderlichen Un­
terlagen zur Verfügung zu stellen. 

VI. Rechtsmittel 

§ n (Einspruch und Rechtsweg). (1) Dem Steuer­
pflichtigen steht gegen die Heranziehung zur Kir­
chensteuer als außergerichtlicher Rechtsbehelf der 
Einspruch zu, der binnen einer Frist von einem Mo­
nat seit Zustellung des Steuerbescheides bei der in 
der Steuerordnung angegebenen Stelle einzulegen 

· ist. Wird die Steuer im Wege des Lohnabzugs er­
hoben, so ist der Einspruch bis zum Ablauf des Ka­
lendermonats zulässig, der auf den Lohnzahlungs­
zeitraum folgt, in dem der Abzug erfolgt ist. 

(2) Über den Einspruch entscheidet die in der 
Steuerordnung bestimmte Stelle. Für das Verfahren 
gelten die §§ 228 bis 259 der Reichsabgabenordnung 
sinngemäß, 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind bei 
Ablehnung von Stundungs- und Erlaßanträgen 

. sinngemäß anzuwenden. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 ist der Fi­
nanzrechtsweg gegeben. Die Vorschriften der Fi­
nanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (BGBL I 
S. 1477) finden Anwendung, soweit nicht in diesem 
Gesetz eine besondere Regelung getroffen ist. 

(5) Beteiligte Behörde (§ 57 der Finanzgerichts­
ordnung) ist nur diejenige Stelle, die nach der 
Steuerordnung über den Einspruch (Absatz 2) zu 
entscheiden hat; § 112 Abs. 2 der Finanzgerichts­
ordnung bleibt unberührt. Prozeßzinsen (§ 122 der 
Finanzgerichtsordnung) werden nicht erhoben. 

(6) Einwendungen gegen die zugrundegelegte Maß­
stabsteuer (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) sind zulässig. 

VII. Öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 

§ 15 (Andere Religionsgemeinschaften). (1) Dieses 
Gesetz findet auf Religionsgemeinschaften, die die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
haben, entsprechende Anwendung. 

(2) Die Verpflichtung zur Übertragung der Ver­
waltung der Kirchensteuern auf die Finanzämter im 
Sinne des § 9 besteht in diesem Fall nur, wenn 

1. die steuerberechtigte Religionsgemeinschaft min­
destens 40 000 Angehörige im Land hat, 

VIII. Schlußbestimmungen 

· § 16 (Staatliche Anerkennung). (1) Die Kirchen­
steuerordnungen und -beschlüsse bedürfen der 
staatlichen Anerkennung. 

(2) Liegt zu Beginn eines Steuerjahres ein aner­
kannter Kirchensteuerbeschluß nicht vor, so gilt für 
das Steuerjahr der vorjährige Kirchensteuerbe­
schluß weiter, bis ein neuer Kirchensteuerbeschluß 
anerkannt ist. · 

§ 17 (Ausspruch der Anerkennung). (1) Die Aner­
kennung nach§ 16 sprechen der Kultusminister und 
der Finanzminister aus, soweit im Absatz 2 nichts 
anderes bestimmt ist.-

(2) Werden die Kirchensteuern als Ortskirchen­
steuern erhoben, so sind die Regierungspräsidenten 
für die Anerkennung der Kirchensteuerbeschlüsse 
zuständig. Einer Anerkennung der einzelnen Kir­
chensteuerbeschlüsse bedarf es nicht, wenn der Kul­
tusminister und der Finanzminister auf Antrag der 
Diözesen der Katholischen Kirche oder auf Antrag 
der Evangelischen Landeskirchen die Steuersätze 
generell anerkennen und die nach der Steuerord­
nung zuständigen Körperschaften diese Steuersätze 
beschließen. 

§ 18 (Durchführung des Gesetzes). (1) Rechts­
verordnungen über 

1. den Zeitraum, für den die Kirchensteuer erho­
ben wird, 

2. den Zeitpunkt, zu dem die Verwaltung von Kir­
chensteuern durch die Finanzämter und die 
kommunalen Steuerbehörden übernommen oder 
zurückgegeben werden kann, 

3. die Einziehung der Kirchensteuer im Lohnab­
zugsverfahren nach § 10 Abs. 2 und 

4. das Verfahren bei der Aner:kennung nach § 16 
und§ 17 

erlassen der Kultusminister und der Finanzminister 
im Benehmen mit den Kirchen. 

(2) Rechtsverordnungen, die die Verwaltung von 
Kirchensteuern sowie die Stundung und· den Er­
laß von Kirchensteuern durch die Finanzämter nach 
§ 9 und § 8 Abs. 5 regeln, erläßt der Finanzmini­
ster. Rechtsvorschriften, die die Verwaltung der 
Kirchensteuer vom Grundbesitz sowie die Stundung 
und den Erlaß dieser Kirchensteuer durch die zu­
ständige Gemeinde oder den zuständigen Gemeinde­
verband nach § 11 und § 8 Abs. 5 regeln, erlassen 
diese. 

(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor­
derlichen Verwaltungsvorschriften erlassen der 
Kultusminister und der Finanzminister. 

2. die steuerberechtigte Religionsgemeinschaft die § 19 (Schlußvorschriften). (1) Dieses Gesetz tritt 
Kirchensteuern nach den gleichen Steuersätzen am L Januar 1963 in Kraft. Mit dem gleichen 
wie die steuerberechtigten Kirchen erhebt, Zeitpunkt treten alle Vorschriften des bisherigen 

Landesrechts über die Kirchensteuern außer Kraft. 
3. bei Bestehen von Religionsgemeinschaften mit 

dem gleichen Bekenntnis im Land diese alle (2) Die Vorschriften des Preußischen Staatsge-
Kirchensteuern nach einheitlichen Grundsätzen setzes, betreffend den Austritt aus den Religions­
erheben. gesellschaften öffentlichen Rechts vom 30. Novem-

ber 1920 (PrGS. NW S. 63) bleiben unberührt und 
Nummer !gilt nicht für Religionsgemeinschaften, gelten auch im Landesteil Lippe. Die Vorschriften 

fili.'..füabei .Inkrafttreten .des Gesetzes . vom 5. No;.. · · des Lippischen ··Gesetzes;·· betreffend den: .Austrit_t 
vember 1968 die Verwaltung der Kirchensteuer auf aus einer Religionsgemeinschaft vom 16. Mai 1919 
die Finanzämter übertragen ist. (L.-V. Bd. 26 S. 972), werden aufgehoben. 
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Befreiung von Geistlichen und sonstigen kirchlichen Bediensteten von der 
Angestellten- und Krankenversicherungspflicht 

Landeskirchenamt 
Az.: 292/69/B 15-03 

Bielefeld, den 19. 5. 1969 

Aufgrund der nachstehend bekanntgegebenen Erlasse des. Kultusministers und des Arbeits- und So­
ziahninisters des Landes Nordrhein-Westfalen besteht für den genannten Personenkreis Versicherungs­
freiheit in der Angestellten- und in der Krankenversicherung. Wir bitten, diese Bestimmungen zu beach­
ten und bei Beanstandungen die Versicherungsträger auf die neuen Erlasse hinzuweisen. 

I. 

Runderlaß des Kultusministers des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 23. August 1968 - VB 1 -
06 - 30/0 - 624/68 - (ABI. KM. NW. 1968 S. 262): 

,,Gemäß § 6 Abs. 2 des Angestelltenversicherungs­
gesetzes (AVG) und des § 169 Abs. 2 der Reichsver­
sicherungsordnung (RVO) stelle ich fest: 

Im Bereich der (Erz-) Diözesen und der Evange­
lischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen 
Kirche von Westfalen und der Lippischen Landes­
kirche ist 

1. allen Geistlichen und Kandidaten des Pfarramts, 

2. allen Kirchenbeamten, die nach kirchlichem 
Recht im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder 
auf Probe stehen, 

3. allen sonstigen kirchlichen Bediensteten, denen 
vertraglich eine Anwartschaft auf lebensläng­
liche Versorgung und Hinterbliebenenversor­
gung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrecht­
lichen Regelungen zugesichert ist, 

einschließlich der Planstelleninhaber im Sinne 
des § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die Finanzie­
rung der Ersatzschulen vom 27. Juni 1961 (GV. 
NW. S. 230) und der sonstigen hauptamtlichen 
Lehrer an Ersatzschulen, denen ausdrücklich 
oder schriftlich eine bestimmte, besonders be­
zeichnete Stelle im Stellenplan mit Anwartschaft 
auf lebenslängliche Versorgung und Hinterblie­
benenversorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen zugesichert ist, 

die in § 6 Abs. 1 Ziffer 3 und 4 A VG und § 169 
Abs. 1 RVO für die Befreiung von der Versiche­
rungspflicht vorausgesetzte Anwartschaft auf le­
benslängliche Versorgung und Hinterbliebenenver­
sorgung gewährleistet. Soweit die Anwartschaft 
nicht im Einzelfall später begründet worden ist, 
gilt die Feststellung ab 1. Januar 1967. 

Die Wirksamkeit der Feststellung auf Grund des 
§ 169 Abs. 1 RVO für den Personenkreis zu 2 und 3 

setzt eine Gleichstellung gemäß § 174 RVO durch 
den Arbeits- und Sozialminister des Landes Nord­
rhein-Westfalen oder eine Befreiung von der Kran­
kenversicherung auf Grund älterer Vorschriften 
voraus. 

Im Sinne dieser Feststellungen gehören zum Be- · 
reich der (Erz-) Diözesen und der Evangelischen 
Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von 
Westfalen und der Lippischen Landeskirche die 
(Erz-) Bistümer, Landeskirchen, Kirchenkreise und 
Kirchengemeinden sowie die Verbände von ihnen, 
ferner die als öffentlich-rechtliche Körperschaften 
oder Anstalten anerkannten sonstigen kirchlichen 
Einrichtungen. 

Der Runderlaß vom 10. August 1961 (ABI. KM. 
NW. S. 149) wird aufgehoben. Der Runderlaß vom 
3. Januar 1957 (ABI. KM. NW. S. 10) mit seinen 
späteren Änderungen und Ergänzungen bleibt un­
berührt." 

II. 

Erlaß des Arbeits- und Sozialministers des Lan­
des Nordrhein-Westfalen vom 20. Dezember 1968 
- II A 4 - 3611.6 (5222 k) (Schreiben an das Lan­
deskirchenamt der Evangelischen Kirche von West­
falen; n. v.): 

,,Ihrem Antrage vom 23. November 1968 entspre­
chend bestimme ich gemäß § 174 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 des Bundesversicherungsamtsgesetzes 
vom 9. Mai 1956 (BGBL I S. 415): 

Für die bei der Evangelischen Kirche von West­
falen beschäftigten Kirchenbeamten und son­
stigen kirchlichen Bediensteten gelten weiterhin 
§ 169 RVO und § 172 Abs. 1 Nr. 1 RVO. 

Bezüglich der Entscheidung gemäß § 169 Abs. 2 
RVO verweise ich auf den Erlaß des Kultusmini­
sters des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. Au­
gust 1968 - V B 1 - 06 - 30/0 - 624/68 -. " 

In Vertretung 

Dr. Wolf 
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Landeskirchenamt 

Az.: 14699/A 10-26 

Bielefeld, den 2. 6." 1969 

Nachstehend geben wir zwei Verträge und eine Vereinbarung zwischen der GEMA und der Evange­
lischen Kirche in Deutschland bekannt und bitten, alle Kirchenmusiker und insbesondere die in der Ju­
gendarbeit stehenden Mitarbeiter darauf hinzuweisen. 

Neufassung des Gema-Vertrages über kirchenmusikalische Aufführungen 

Vom 9./15. Februar 1967. 

Vertrag 
zwischen 

der GEMA, Gesellschaft für musikalische Auffüh­
rungs:-. und mechanische Vervielfältigungsrechte, 
Berlin 30, Bayreuther Straße 37/38, 
vertreten durch ihren Vorstand Herrn General­
direktor Dr. h. c. Erich Schulze, 

und 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, Hanno­
ver-Herrenhausen, Herrenhäuser Straße 2 A. 
vertreten durch den Vorsitzenden ihres Rates und 
den Leiter der Kirchenkanzlei, 
im nachstehenden Text kurz EKD genannt, wird 
folgender Vertrag geschlossen: 

1. 
Aufführungsgenehmigung 

(1) Die GEMA erteilt den Kirchen und Kirchen­
gemeinden, ferner den Mitgliedern der der Zentral­
stelle für evangelische Kirchenmusik angeschlos­
senen Organisationen (Verband evangelischer Kir­
chenmusiker Deutschlands, Verband evangelischer 
Kirchenchöre Deutschlands· und Posaunenwerk der 
Evangelischen Kirche in Deutschland) die Geneh­
migung zur Aufführung des jeweils ihrer Verwal­
tung unterstehenden Musikrepertoires nach Maß­
gabe der Bestimmungen dieses Vertrages. 

(2) Die Aufführungsgenehmigung umfaßt nur die 
der GEMA zustehenden Rechte. 

(3) Die Aufführungsgenehmigung schließt nicht 
die Berechtigung zur Aufnahme der Musikdarbie­
tungen auf Schallplatte, Tonband usw. ein. 

(4) Die Aufführungsgenehmigung darf nicht auf 
Dritte übertragen werden 

2. 
Pauschalbetrag 

Die EKD zahlt als Vergütung für die nach Ziffer 1 
erteilte Aufführungsgenehmigung an die GEMA 
jährlich einen Pausch9-lbetrag von 

DM 30000,-
(Dreißigtausend DM), 

fällig am 1. Oktober eines jeden Jahres. 

3. 
Durch den Pauschalbetrag nach Ziff. 2 

. .11l:igeg<>J!~t1~ l\!tt~i~1!1J,ffül'li:t111g~t1 ·. . 
Durch den Pauschalbetrag nach Ziff. 2 sind ab­

gegolten: 
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a) Konzertveranstaltungen, · die die Kirchen, Kir­
chengemeinden und die Mitglieder der in Ziff. 1 
angegebenen Organisationen als alleinige Ver­
anstalter im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung durchführen, 

b) Gemeindeabende der Kirchen und Kirchenge­
meinden ohne Gesellschaftstanz. 

4. 
V~rgütungssätze für Musikaufführungen, 

die nicht durch den Pauschalbetrag 
nach Ziff. 2 abgegolten sind 

(1) Für eigene Musikaufführungen der Kirchen, 
Kirchengemeinden und der Mitglieder der in Ziff. 1 
angegebenen Organisationen, die nicht durch den 
Pauschalbetrag nach Ziff. 2 abgegolten sind, berech­
net die GEMA die Vorzugsvergütungssätze für Or­
ganisationen des jeweils gültigen zuständigen Ta­
rifes, soweit diese Musikaufführungen rechtzeitig 
vorher angemeldet werden. Ein Exemplar der zur 
Zeit für Einzelaufführungen mit Unterhaltungs­
und Tanzmusik gültigen Vergütungssätze U-VK ist 
diesem Vertrag beigefügt. 

(2) Findet im Anschluß an eine nach Ziff. 2 abge­
goltene Musikaufführung im gleichen Veranstal­
tungsraum eine gesellige Veranstaltung mit Tanz­
und Unterhaltungsmusik statt und wird für beide 
Veranstaltungen nur ein Eintrittsgeld oder Unko­
stenbeitrag erhoben, so wird bei der Berechnung der 
Aufführungstantiemen nach den Vergütungssätzen 
U-VK für die gesellige Veranstaltung die Hälfte 
des Eintrittsgeldes oder Unkostenbeitrages zu­
grunde gelegt. Ist jedoch in solchen Fällen von den 
Teilnehmern an der geselligen Veranstaltung zu­
sätzlich ein Tanzgeld zu entrichten, gilt als Ein­
trittsgeld für die gesellige Veranstaltung die Hälfte 
des für die Gesamtveranstaltung zu entrichtenden 
Unkostenbeitrages zuzüglich Tanzgeld. 

(3) Beginnt die Gesamtveranstaltung (Musikauf­
führung nach Ziff. 2 mit anschließender geselliger 
Veranstaltung) nach 19 Uhr, ermäßigen sich die 
vergütungssätze U-VK für die gesellige Veranstal­
tung um 20 °/o. 

(4) Die Vergütungen für Veranstaltungen nach 
Ziff. 4 (1) sind spätestens innerhalb einer Woche 
nach jeder Veranstaltung an die GEMA zu zahlen. 
Wenn Einzelverträge für derartige Veranstaltungen 
mit der GEMA abgeschlossen .worden sind, sind.für .... 
die Fälligkeit der Pauschalbeträge die vertraglichen 
Vereinbarungen maßgebend. 



5. 
Jugendveranstaltungen 

Im Interesse der musischen Erziehung der Jugend 
wird die GEMA keine Vergütungen beanspruchen 
für 

a) die regelmäßigen - jugendpflegerischen Auf­
gaben dienenden - Zusammenkünfte der Mit­
glieder einzelner evangelischer Jugendgruppen 
(G~uppen- und Heimabende, Arbeitskurse, Sing-, 
Spiel- und Tanzkreise), 

b) die im Zusammenhang damit durchgeführten 
Elternabende, Weihnachtsfeiern und Veranstal­
tungen gleicher Art der einzelnen Jugendgrup­
pen unter der Voraussetzung, daß diese Veran­
staltungen nicht mit Gesellschaftstanz verbun­
den sind oder anschließend eine Tanzveran­
staltung durchgeführt wird. 

6. 
Programme 

(1) Die EKD wird die Zentralstelle für evange­
lische Kirchenmusik beauftragen, der GEMA bis 
spätestens zum 15. eines jeden Quartalsmonats für 
das vorausgegangene Vierteljahr alle Musikauffüh­
rungen nach Ziff. 3 bekanntzugeben und dieser 
Mitteilung je ein Programm der Musikaufführun­
gen beizufügen. 

(2) Die EKD und die Zentralstelle für evange­
lische Kirchenmusik werden die Kirchen, die Kir­
chengemeinden und die Mitglieder der Organisa­
tionen nach Ziff. 1 zur Abgabe vollständiger und 
wahrheitsgemäßer Programme anhalten. 

7. 
Nicht angemeldete Musikaufführungen 

Die GEMA ist berechtigt, für Musikaufführungen 
nach Ziff. 3, die von den Kirchen, den Kirchen­
gemeinden oder den Mitgliedern der Organisa-

tionen nach Ziff. 1 der Zentralstelle für evange­
lische Kirchenmusik nicht rechtzeitig unter Beifü­
gung einer Musikfolge gemeldet werden ihre ta­
riflichen Vergütungsansprüche unmittelbar beim 
Veranstalter geltend zu machen. 

8. 
Vertragsdauer 

Der Vertrag wird zunächst für die Zeit 
vom 1. Januar 1966 bis 31. Dezember 1967 

geschlossen; er verlängert sich jeweils um ein Jahr 
falls er nicht drei Monate vor Ablauf schriftlich 
gekündigt wird. 

9. 
Gerichtss.tand 

Gerichtsstand am Sitz der GEMA. 

Berlin, den 9. Februar 1967. 

GEMA 
Gesellschaft für musikalische Aufführungs­

und mechanische Vervielfältigungsrechte 

Der Vorstand 
Schulze 

Generaldirektor 

Ha n n o v er, den 15. Februar 1967 

Kirchenkanzlei 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Hammer 
P:i;äsident 

B er 1 in, den 16. Februar 1967 

Der Vorsitzende des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Scharf 
Bischof 
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GEMA 
Gesellschaft für musikalische Auf­
führungs- und mechanische Ver-

vielfältigungsrechte Vergütungssätze U-VK 
für 

Einzelaufführungen mit Unterhaltungs- und Tanz­
musik mit Musikern 

- Vorzugssätze für Organisationen -
Gültig ab 1. Januar 1964 

I. Allgemeine Vergütungssätze 

Anlage zum 
Pauschalvertrag 
PV/16b Nr.1 (2) 

[ GruppeA GruppeB GruppeC GruppeD GruppeE 

Größe des Veranstaltungs­
raumes in qm (von Wand zu 

Wand gemessen), wobei 

1 Eintrittsgeld, Tanzgeld oder sonstiger Unkostenbeitrag 
1 

1 U Personen auf 1 qm 
gerechnet werden 

I zu DM 1,50 DM 3,-
bis zu · 

DM5,-
bis zu 

DM8,-
über 

DM8,-
1 ohne oder bis I bis zu 

! ----~-----~-----~------

1 bis zu 66qm 
1 

6,-1 

2 bis zu lOOqm 7,20 

3 bis zu 133 qm 10,80 

4 bis zu 2ooqm 14,40 

5 bis zu 266qm 21,60 

6 bis zu 333qm 28,80 

7 bis zu 400qm 36,-

8 bis zu 533 qm 34,20 

9 bis zu 666qm 57,60 

Vergütungssatz je Aufführung 
DM 

12,-:- 18,-
" 

24,-

14,40 21,60 28,80 

21,60 32,40 43,20 

28,80 43,20 57,60 

36,- 54,_:_ 72,-

43,20 64,80 86,40 

50,40 75,60 100,80 

57,60 86,40 115,20 

72,- 108,- 144,-

1 28,-

1 
34,-

1 52,-

1 
69,-

1 86,-

1 104,-
1 

120,-

138,-

172,-
1 

10 bis zu 1332 qm. ! 86,40 108,- 162,- 216,-

1 

259,-

11 bis zu 2000 qm 1 115,20 144,- 216,- 288,-

1 

346,-
1 

Für Musikaufführungen in Räumen von über 2000 qm Größe werden die Vergütungssätze zwischen der 
GEMA und dem Veranstalter von Fall zu Fall vereinbart. 

II. Besondere Vergütungssätze 
1. Unterhaltungskonzerte bei Versammlungen und 

Kundgebungen 
Vergütungssätze in Abschnitt I, Gruppe A mit 
einem Nachlaß von 25 0/o. 

2. Platzkonzerte 

a) in Orten mit bis zu 20 000 Einwohnern DM 7,20 

b) in Orten mit bis zu 50 000 Einwohnern DM 10,80 

c) in Orten mit bis zu 100 000 Einwohnern DM 14,40 

d) in Orten mit über 100 000 Einwohnern DM 21,60 

3. Unterhaltungskonzerte im Freien, die der Frem­
denverkehrswerbung dienen 

a) in Orte11 mit bis zu 20 000 Einwohnern DM 10,80 

4. Musikaufführungen bei Festzügen und Umzügen 

Je mitwirkende Kapelle: 

a) bei Festzügen und Umzügen, die nach 
Art und Umfang überwiegend als Wer­
bung der Wirtschaft durchgeführt 
werden DM 21,60 

b) bei sonstigen Festzügen und Umzügen DM 10,80 

5. Musikaufführungen bei Sportveranstaltungen 

Vergütungssätze in Abschnitt I nach der Gesamt­
besucherzahl (l 1/2 Personen = 1 qm) 

Sportveranstaltungen mit lediglich musikalischer 
Umrahmung: 

· b) in Orten mit bis zu 50 000 Einwohnern DM 14,40 a) bis zu 500 Besucher 

c) in:Orten mit bis zu 100 000 Einwohnern DM 21;60 - b) bis zu 1000 Besucher 

DM 9,­

:bM 18;-

d) in Orten mit über 100 000 Einwohnern DM 28,80 c) je weitere angefangene 1000 Besucher DM 6,-
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6. Musikalische Umrahmung bei Werbeveranstal­
tungen 

(Vorführung von Industrieerzeugnissen durch 
Firmen, Werbeveranstaltungen von Sparkassen 
u. ä., ausgenommen Modenschauen und Kleider-· 
schauen) 

Größe des Veranstaltungsraumes in qm 
a) bis zu 200 qm DM 
b) bis zu 266 qm DM 
c) je weitere angefangene 66 qm DM 

III. Allgemeine Bestimmungen 
1. Geltungsbereich 

4,-
6,-
2,-

Die Vergütungssätze U-VK finden für Einzel­
aufführungen mit Musikern - gleichgültig ob 
Berufs- oder Laienmusiker - Anwendung; sie 
gelten für Unterhaltungs- und Tanzmusikauf­
führungen, ferner für Unterhaltungskonzerte, 
Musikaufführungen bei Variteveranstaltungen, 
Bunten Nachmittagen, Bunten Abenden, Mo­
denschauen und ähnlichen Veranstaltungen. 

2. Berechnung 
Die allgemeinen Vergütungssätze in Abschnitt I 
werden ja nach Art der Aufführungen für einen 
bestimmten Zeitraum oder je Veranstaltung 
berechnet. 

Für eigene Musikaufführungen von Gastwirten 
erfolgt die Berechnung ausschließlich nach 
Ziff. 2a). 

a) Unterhaltungs- und Tanzaufführungen 
Die Vergütungssätze in Abschnitt I gelten für 
Unterhaltungs- und Tanzmusikaufführungen 
nach 15 Uhr, soweit sie spätestens um 22 Uhr 
beendet sind, oder für Aufführungen nach 
18 Uhr. 

Beginnen die Musikaufführungen nach 15 Uhr 
(vor 18 Uhr) und dauern sie länger als bis 
22 Uhr, erhöhen sich die Vergütungssätze um 
50 °/o. Der Zuschlag von 50 °/o entfällt bei Mu­
sikaufführungen im Freien, die bei ungünsti­
ger Witterung nicht in einen geschlossenen 
Raum verlegt werden können. 

Für Musikaufführungen vor 15 Uhr werden 
50 °/o der Vergütungssätze berechnet. Finden 
an den gleichen Tagen auch nachmittags oder 
abends Musikaufführungen statt, werden für 
die Musikaufführungen vor 15 Uhr 33 Y:iO/o der 
Vergütungssätze berechnet. 

b) Unterhaltungskonzerte, Varieteveranstaltun­
gen, Bunte Nachmittage, Bunte Abende, Mo­
denschauen und ähnliche Veranstaltungen 

Für Unterhaltungskonzerte, Varieteveranstal­
tungen, Bunte Nachmittage, Bunte Abende, 
Modenschauen und ähnliche Veranstaltungen 
werden die Vergütungssätze in Abschnitt I je 
Veranstaltung berechnet. 

Für weitere Veranstaltungen derselben Art 
des gleichen Veranstalters, die am gleichen 
Tage im gleichen Veranstaltungsraum oder 
auf dem gleichen Ve.ranstaltungsplatz durch­
geführt werden, ermäßigen sich die Vergü­
tungssätze um 50 0/o. 

c) Musikaufführungen vor Stuhlreihen. 
Für Musikaufführungen vor Stuhlreihen wer-. 
den die Vergütungssätze in Abschnitt I nach 
der Anzahl der vorhandenen Sitzplätze (1 Y2 
Sitzplätze = 1 qm) berechnet. 

d) Musikaufführungen im Freien 
Für Musikaufführungen im Freien werden die 

Vergütungssätze in Abschnitt I nach dem Per­
sonenfassungsvermögen der Veranstaltungs­
plätze (1 V2 Personen = 1 qm) oder, wenn die 
genaue Angabe des Personenfassungsvermö­
gens nicht möglich ist, nach der Gesamtbesu­
cherzahl berechnet. 

Die besonderen Vergütungssätze in Abschnitt II 
werden je Veranstaltung berechnet. 

3. Rechtzeitiger Erwerb der Aufführungsgeneh­
migung 
Die Vergütungssätze finden nur für Musikauf­
führungen Anwendung, für die die Aufführungs­
genehmigung von der GEMA rechtzeitig vor 
deren Durchführung erworben wird. 

4. Umfang der Aufführungsgenehmigung 
Durch die Vergütungssätze sind nur Musikauf­
führungen in dem der Berechnung zugrunde lie­
genden Umfang abgegolten. Für die Übertragung 
der Musikaufführungen in weitere Veranstal­
tungsräume oder auf weitere Veranstaltungs­
plätze ist eine besondere Aufführungsgenehmi­
gung edorderlich. 
Soweit die Berechnung der Vergütungssätze nicht 
nach der Größe bzw. dem Personenfassungsver­
mögen der Veranstaltungsräume und Veranstal­
tungsplätze oder nach der Besucherzahl erfolgt 
(Abschnitt II Ziff. 2, 3 und 4), wird die Auffüh­
rungsgenehmigung nur für die unmittelbaren 
Darbietungen durch Musiker erworben. 
Die Aufführungsgenehmigung der GEMA um­
faßt nur die ihr zustehenden Rechte. 
Die Aufführungsgenehmigung der GEMA be­
rechtigt nicht zur mechanischen Vervielfältigung 
der aufgeführten Musikstücke (Aufnahme auf 
Schallplatte, Band, Draht usw.) 
Die Vergütungssätze sind unbeschadet der An­
zahl der aufgeführten Musikstücke und unab­
hängig davon, in welchem Umfange von den zur 
Verfügung gestellten Aufführungsrechten Ge­
brauch gemacht wird, zu zahlen. 

Vertrag der EKD mit der GEMA, betreffend 
Herstellung und Verwendung von Tonband­
aufnahmen. 
Vom 6. Juni/17. Juli 1967. 

Zwischen der GEMA, Gesellschaft für musika­
lische Aufführungs- und mechanische Vervielfälti­
gungsrechte, Berlin 30, Bayreuther Straße 37/38, 
vertreten durch ihren Vorstand Herrn General­
direktor Dr. h. c. Erich Schulze, 

und 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
Hannover-Herrenhausen, Herrenhäuser Straße 2 A, 
vertreten durch den Vorsitzenden ihres Rates und 
den Leiter der Kirchenkanzlei, 
wird folgender Vertrag geschlossen: 
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1. 
Die GEMA erteilt 

a) der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren 
Gliedkirchen und deren Gliederungen mit Kör­
perschaftsrechten, 

b) den Ton- und Bildstellen der Evangelischen 
Kirche, 

c) den kirchlichen Werken und Verbänden 
für die Dauer dieses Vertrages die Genehmigung 
zur Inanspruchnahme des jeweils von ihr verwal­
teten Musikrepertoires bei der eigenen Herstellung 
von Tonbandaufnahmen und zur Verwendung die­
ser Tonbandaufnahmen im Rahmen der kirchlichen 
Arbeit. 

2. 
(1) Die Genehmigung nach Ziff. 1 schließt im Falle 

der Überspielung von Tonträgern oder des Mit­
schnitts von Rundfunksendungen die etwa von Drit­
ten in Anspruch genommenen Rechte nicht ein. 

(2) Bei der Herstellung der Tonbandaufnahmen 
darf das Urheberpersönlichkeitsrecht nicht verletzt 
werden. 

(3) Die Genehmigung nach Ziff. 1 darf nicht auf 
Dritte übertragen werden. 

(4) Die Genehmigung zur Verwendung der Ton­
träger gilt nicht für reine Tanzveranstaltungen. 

3. 
Die Evangelische Kirche in Deutschland zahlt an 

die GEMA als Entgelt für die Genehmigung nach 
Ziff. 1 jährlich einen Pauschalbetrag von 

14000,- DM 
(Vierzehntausend DM), 

fällig am 1. Oktober eines jeden Jahres. 

4. 
Die Vergütung nach Ziff. 3 ist während der Dauer 

des Vertrages ohne Rücksicht darauf zu zahlen, ob 
und in welchem Umfange von der erteilten Geneh­
migung Gebrauch gemacht wird. 

5. 
Der Vertrag wird zunächst für die Zeit vom 

1. Januar 1967 bis 31. Dezember 1968 
geschlossen, er verlängert sich jeweils um ein Jahr, 
falls er nicht drei Monate vor Ablauf schriftlich 
gekündigt wird. 

6. 
Gerichtsstand am Sitz der GEMA. 

Berlin, den 6. Juni 1967. 

GEMA 
Gesellschaft für musikalische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte 

Der Vorstand 
Schulze 
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Hannover, den 17. Juli 1967. 
Be r 1 in, den 17. Juli 1967. 

Evangelische Kirche in Deutschland 
Der stellvertretende Vorsitzende des Rates: 

D. Scharf 
. Bischof 

Hammer 

Vereinbarung der EKD mit der GEMA, be­
treffend freiwillige Zahlungen für gottes­
dienstliche Musik. 
Vom 17. Juli 1967. 

Mit Rücksicht darauf, daß die Evangelische Kirche 
in Deutschland (EKD) schon seit dem Jahre 1955 
für Musik im Gottesdienst freiwillig Zahlungen an 
die GEMA geleistet und damit ihre Auffassung be­
stätigt hat, daß für jede öffentliche Aufführung 
von urheberrechtlich geschützten Werken eine Ver­
gütungspflicht gegeben sein müsse, wird~ nicht 
zuletzt unter dem Eindruck der Erklärung des Bun­
destagsabgeordneten Dr. Reischl im Deutschen 
Bundestag am 25. Mai 1965 bei der Beratung des 
Urheberrechtsgesetzes, daß das Endziel sein müsse, 
jede öffentliche Aufführung zu vergüten - zwi­
schen der EKD und der GEMA nachstehende 

VEREINBARUNG 
geschlossen: 
1. Die Evangelische Kirche in Deutschland wird 

die Urheber in ihrem Bemühen, die gesetzliche 
Vergütungspflicht zu erreichen, besonders bei 
der beabsichtigten Novellierung des Gesetzes, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen. 

2. Unabhängig von der Rechtslage erklärt sich die 
EKD zur Fortsetzung ihrer freiwilligen Zah­
lungen an die GEMA bereit. 
Für das Jahr 1967 und die folgenden Jahre wer­
den 50 000,- DM (fünfzigtausend) bis zum 
1. Oktober eines jeden Jahres an die GEMA 
gezahlt. Die für die Verteilung notwendigen 
Unterlagen werden der GEMA gleichzeitig zur 
Verfügung gestellt. 

3. Umgekehrt erklärt sich die GEMA bereit, die 
freiwilligen Zahlungen der EKD mit Wertungs­
zuschlägen an ihre Mitglieder zu verteilen. 

4. Auch eine Änderung der Rechtslage bleibt inso­
weit ohne Einfluß auf die vorliegende Verein­
barung, als sich an der Höhe der Vergütung für 
die Dauer der Vereinbarung nichts ändern soll. 

5. Diese Vereinbarung wird für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1970 geschlossen. Wird diese Ver­
einbarung nicht unter Einhaltung einer Kündi­
gungsfrist von sechs Monaten schriftlich gekün­
digt, so verlängert sie sich weiter um jeweils 
drei Jahre. 

6. Für den Kündigungsfall werden die Parteien 
rechtzeitig im Verhandlungswege eine neue Ver­
einbarung zu treffen suchen. 

GEMA 
Gesellschaft für musikalische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte 

Der Vorstand 
Schulze 

Generaldirektor 

Hannover, den 17. Juli 1967. 
Berlin, den 17. Juli 1967. 

Evangelische Kirche in Deutschland 
Der stellvertretende Vorsitzende des Rates: 

D. Scharf 
Bischof 

Hammer 



Vorlesungsverzeichnis 
der Ev.-Theol. Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster 

Wintersemester 1969/70 

Studienberatung für Studienanfänger: Die habili­
tierten Fachvertreter für Altes Testament, Neues 
Testament, Kirchengeschichte; für künftige Real­
schullehrer: Prof. D. Kittel; für die übrigen Studen­
ten: Alle habilitierten Mitglieder der Fakultät. 

1. Allgemeines 
Luther und die Gegenwart 
Mil0-11 
Religionsphilisophie 
Mi 11-13 
Übung: Propaeleutikum 
2 Wochen ganztägig (13.-28. 2. 1970) 

Steck 

Wrzecionko 

Greschat, 
Haendler, 
Rietzschel, 
Suhl, 
Weigandt 

Übung: Althebräische Inschriften Smend, 
Mi 15-17 (verlegbar) Müller 
Übung: Jesaja (R) Rudoph 
(für Hörer ohne hebräische Sprachkennt-
nisse) 
Mo17-19 

4. Neues Testament 

Hauptprobleme des Römerbriefes (R) Klein 
Mo 12-13, Do 11-13 
Galaterbrief 
Mo,Frl0-11 
1. Thessalonicherbrief 
Di,Dol0-11 

(E) Suhl 

(R) · Marxsen 

Proseminar: Einführung in die wissen- N. N. 
schaftliche Arbeit am Neuen Testament 
Di 17-19 

2. Allgemeine Religionswissenschaft und Judaistik 

Glaube und Leben der Juden in Deutsch- Brilling 
land III, 1812-1933 

Proseminar: (für künftige Realschul- Lähnemann 

Mo18-19 (R) 
Die hellenistisch-jüdische Literatur 
Mil0-12 

Mayer 

Kursorische Lektüre in Ergänzung zur Mayer 
Vorlesung (nötigenfalls mit Übersetzung) 
2stdg., nach Vereinbarung 
Seminar: Die Kriegsrolle vom 
Toten Meer 
Mo 8.45-10.15 

N.N. 

Übung: Mittelalterliche jüdisch-deutsche Sofer 
Volksbücher: Lektüre und Interpretation 
2stdg. 
Übung: Lektüre aus zeitgenössischen Freimark 
israelischen Erzählern 
2stdg. 
Übung: Einführung in den jüdischen Sofer 
Gottesdienst und das Gebetbuch 
2stdg. 

3. Altes Testament 

Jeremia 
Mo,Doll-13 

(E) (R) Hesse 

Psalmen (R) Seebass 
Mo,Doll-13 
Einführung in die israelitische (E) (R) Müller 
W eishei tsli tera tur 
Mill-13 
Jüdische Geschichte 
Mill-13 

(R) Smend 

Proseminar: Einführung in die Methode Seebass 
der alttestamentlichen Wissenschaft 
Fr16-18 
Seminar: Redaktionen im deuteronomi- Smend 
stischen Geschichtswerk 
Frl6-18 
Seminar: Zephanja 
Fr16-18 

Hesse 

Übung zur Vorlesung Nr. (für Hörer Rietzschel 
ohne hebräische Sprachkenntnisse) 
2stdg. nach Vereinbarung 

lehrer) Einführung in die wissenschaft-
liche Arbeit am Neuen Testament 
Di 15.30-17 
Seminar: Hauptprobleme der Christo- Marxsen 
logie 
Di 17.30-19 
Seminar: Lukariische Ekklesiologie Klein 
Di18-20 
Oberseminar: Aktuelle Probleme der 
neutestamentlichen Textkritik 
Fr 17-18.30 

Aland 

Kolloqium: Kirchliche Gegenwart in Marxsen 
Konfrontation mit dem Neuen Testa-
ment (gemeinsam mit Dr. Stoll) 
Di 20-21.30, 14tgl. 
Übung: Das Neue Testament im ~ahmen Marxsen 
der übrigen theologischen Disziplinen 
(Einführung in das Studium der Theo-
logie für Anfangssemester) 
Di 20-21.30, 14tgl. 

5. Kirchengeschichte, Christliche Archäologie 
und Kirchliche Kunst 

Kirchengeschichte I (E) (R) Stupperich 
Mo, Di, Do, Fr 9-10 
Kirchengeschichte III (E) (R) Goeters 
Mo, Di, Do, Fr 9-10 
Geschichte der evangelischen Theologie Neuser 
im 19. J ahrliundert 
Mo,Doll-13 
Kirchengeschichte zur Zeit der Völker- Reichert 
wanderung und die Entwicklung des 
Papsttums bis zur karolingischen Zeit 
Mo14.30-16 
Geschichte des Papsttums vom Hoch- Kettler 
mittelalter bis zur Gegenwart 
Dill-13 
Die Anfänge der Aufklärung in (R) Greschat 
Deutschland· 
Di15-16 
Die christliche Kirche Westfalens (R) Rahe 
von der Reformation bis zur Aufklärung 
Mil5-17 
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Die Gottesdienste in der Orthodoxen Haupt-
Kirche mann 
lstdg. nach Vereinbarung 
Die christliche Botschaft in der roma- Kettler 
nischen Plastik 
F.r 11-13 
Proseminar: Ausgewählte Kapitel aus Reichert 
Augustins Confessiones (mit einer Ein-
führung in das Studium der Kirchenge-
schichte) 
Do16-18 
Proseminar für künftige Realschulleh- Goeters 
rer: Luthers Hauptschriften 1519120 
(als Einführung in das Studium der 
Kirchengeschichte) 
Di14-16 
Se;minar: Das Verhältnis von Kirche 
und Staat in der Frühzeit 
Do 16-18 

Aland 

Seminar: Reformation und Täufertum Stupperich 
Do16-18 
Oberseminar: Erasmus als Exeget Stupperich 
Do 18-20 

Luthersozietät: Schrift- und Kanons­
kritik bei Luther 

· Di 20-21.30, 14tgl. 
Sozietät: Heppe-Bizer: Reformierte 
Dogmatik 
Mi20-21.30 

Aland 

·Goeters, 
Neuser 

Übung: Luther und die Böhmischen (R) Haupt-
Brüder mann 
2stdg. nach Vereinbarung 
Übung: Bibelverständnis und BibelkritikGreschat 
im 17. Jahrhundert 
Mo16-18 
Übung: Die Evangelische Kirche von 
Westfalen seit 1815 
Mil6-17 

Rahe 

Übung: Moglichkeiten und Grenzen einerKettler 
biblischen Bildthematik in der künstle-
rischen Situation unserer Zeit (zusam-
men mit Dr. H. M. Rothermund, Göt-
tingen) 
Mi 15-17, 14tgl. 

6. Systematische Theologie 

Dogmatik im Grundriß 
3stdg. 

N.N. 

Dogmatik II: Christi Person und Werk Steck 
Di, .Fr 11-13 
Konfessionskunde (R) Kinder 
Mo, Di, Do, Fr 9-10 
Politische Ethik N. N . 

. Di, Do, Fr 10-11 

Die evangelische Sozial- und Wirt- (R) Weber 
schaftsethik seit 1945 
Mo16-18 

. Religionsphilosophie Wrzecionko 
Mi 11-13 
Dürrenmatt und das Christentum Baden 
Mi12-13 
:Pfose:rriiriai:A. V. Harnacks „Wesen des ·.·wriecfonko· 
Christentums" 
Mi 17-19 
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Proseminar; Der Heidelberger 
Katechismus 
Mi17-19 
Seminar: Die pastorale Konstitution 
über die Kirche in der Welt heute: 
,,Gaudium et spos" 
Mi 17-19 

N.N. 

Steck 

Seminar: Schleiermachers „Kurze Dar- Kinder 
stellung des theologischen Studiums" 
Mi 17-19 
Seminar: Die Bedeutung der Christo- N. N. 
logie für die Sozialethik 
Mo 18-20 
Seminar: Die gesellschaftspolitiscqe Weber 
Verant_wortung der Kirche (R) 
Mi 15.30-17 
Übung: Theologische Probleme bei 
Dürrenmatt (Hörspiele und Prosa), 
Mi 15-16 

Baden 

7. Praktische Theologie und Religionspädagogik 

Einführung in die Liturgiewissenschaft N. N. 
Di 11-13 
Geschichte der Predigt N. N. 
Fr 11-13 
Grundfragen der Religionspädagogik Kittel 
Di, Do 15-16 
Praktisch-theologisches Proseminar N embach 
Di17-19 
Proseminar: Autorität und Erziehung Kittel 
Mi8-10 . 

Homiletisches Seminar N. N. 
Mol6-19 
Seminar: Unterrichtsvorbereitung Kittel 
Mo 16-18 
Religionspädagogisches Kolloqium für Kittel 
Fortgeschrittene 
2stdg., 14tgl. nach Vereinbarung 
Religionspädagogischer Grundkurs Böhm 
2stdg., 14tgl. nach Vereinbarung 
Übung: Liturgisches Singen Blindow 
nach Vereinbarung 
Übung: Chor: Oratorische Musik des 18. Blindow 
Jahrhunderts 
Di20-22 
Orgelkursus Blindow 
nach Vereinbarung 

8. Sprachkurse 

Hebräisch für Anfänger Bauckmann 
Mo, Di, Mi, Do, Fr, Sa 8-9 
Hebräischer Klausurenkurs für Bauckmann 
Anfänger 
2stdg. nach Bekanntgabe 
Hebräisch für Fortgeschrittene Bauckmann 
Di, Fr 16-17 
Modernes Hebräisch für FortgeschritteneFreimark 
2stdg. 
Griechisch I (Einführung) Rust 
Mo, Di, Mi, Do, Fr, Sa 9-10 
GrieclüschII(Vorberei.tuiig aU:fdas Rust · · 
Graecum) 
Mo, Di, Mi, Do, Fr, Sa 8-9 



Griechisch III (Einführung in das neutes- Rust 
tamentliche Griechisch) · 
Di, Fr14-15 
Kursus: Einführung in die Sprache des Lähnemann 
Neuen Testaments (für künftige Real-
schullehrer) 
Dµ 15.30-17 
Sprach- und Lektürekursus zur Vorbe- Rust 
reitung auf das Große Latinum 
Di, Fr 15-17 
Ferienkursus Griechisch I (20. 8. 1969- Rust 
14. 10. 1969) 
Mo, Di, Mi, Do, Fr, Sa 9-10 

Anmerkung: Mit (R) werden die Vorlesungen und 
Übungen bezeichnet, die auch für künftige Real­
schullehrer geeignet sind, sofern sie nicht durch 
besonderen Hinweis als ausschließlich für künf­
tige Realschullehrer bestimmt bezeichnet sind. 

Mit (E) sind gemäß den Empfehlungen des Fakul­
tätentages zur Studienreform (These 5b und c) Vor­
lesungen und Übungen bezeichnet, dte auch für 
Studienanfänger besonders in Betracht kommen. 
Zusätzlich zu diesen Vorlesungen finden Repetito­
rien oder andere Ergänzungsveranstaltungen statt. 
Für mindestens zwei von ihnen ist beim Kolloqium 
(Zwischenprüfung) der Nachweis des Besuchs zu er­
bringen. Zeit und Ort der Ergänzungsveranstaltun­
gen werden bei Beginn des Semesters am Schwarzen 
Brett angekündigt. 

Änderung der Satzung des 
Gesamtverbandes der evangelischen 

Kirchengemeinden des 
Kirchenkreises Bielefeld 

Die Verbandsvertretung des Gesamtverbandes 
der Evangelischen Kirchengemeinden des Kirchen­
kreises Bielefeld hat folgende Änderung des § 15 (2) 
der Verbandssatzung vom 20. 2. 1957/16. 9. 1968 
KABI.1968 S. 131 ff.) beschlossen: 

,,Der Betrag von 100 000,- DM wird auf 150 000,­
DM erhöht". 

Diese Änderung ist von der Leitung der Evange­
lischen Kirche von Westfalen genehmigt worden. 

§ 15 Abs. 2 der Verbandssatzung erhält dem­
nach folgende Fassung: 

,,Die Zustimmung zur Aufnahme von Anleihe­
mitteln, die von einer Kirchengemeinde für ein 
und dasselbe Projekt aufgenommen werden, gibt 
der Verbandsvorstand, wenn die Anleihemittel ins­
gesamt nicht mehr als 150 000,- DM betragen. Bei 
aufzunehmenden Anleihemitteln von mehr als 
150 000,- DM für ein und dasselbe Projekt ist die 
Zustimmung der Verbandsvertretung erforderlich. 

Bielefeld, den 21. Mai 1969 

(L.S.) 
Die Leitung 

der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

Az.: 28991 IV - 10954/Bielefeld Ges. Vbd. 1 

Urkunde über eine Pfarrstellenerrichtung 
Auf Grund von Artikel 11 der Kirchenordnung 

der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 1. De­
zember 1953 (Kirchliches Amtsblatt 1954 S. 25 ff.) 
wird nach Anhörung der Beteiligten hierdurch. fol-
gendes festgesetzt: · 

§ 1 

In der Evangelischen Kirchengemeinde Ende, Kir­
chenkreis Hagen, wird eine weitere (2.) Pfarrstelle 
mit dem Pfarrsitz in Ende errichtet. 

Die Besetzung erfolgt gemäß dem Kirchengesetz 
über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
29. Mai 1953 (Kirchliches Amtsblatt S. 43 ff.). 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. September 1969 in Kraft. 

Bielefeld, den 4. Juni 1969. 

Die Leitung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 
Dr. Wolf 

(L.S.) 
Az.: 15060/Ende 1 (2) 

Erweiterung der 
Kirc:4enkreiszuständigkeit für Orgel­

und Glockensachverständigen 
Landeskirchenamt 
Az.: 17312/A 8-11 

Bielefeld, den 30. 5. 1969 

Herr Kantor Dr. Wilfried Stüven, 597 Pletten­
berg, Graf-Engelbert-Straße 6, ist von uns beauf­
tragt worden, für die bisher von dem verstorbenen 
Herrn Kirchenmusikdirektor Hans Königsfeld, 
59 Siegen, Trupbach, Heldenbacher Straße 4, als 
Orgel- und Glockensachverständiger betreuten Kir­
chenkreise Dortmund-Mitte, Dortmund-Nordost, 
Dortmund-Süd, Dortmund-West, Hagen, Hattingen­
Witten, Lünen, Schwelm, Siegen und Wittgenstein 
die Gutachtertätigkeit als Orgel- und Glockensach­
verständiger mit wahrzunehmen. 

Im übrigen gilt weiterhin unsere Amtsblattver­
fügung vom 3. 4. 1967 - Az.: 4472 IVA 8-11 -
(KABl. 1967 S. 67). 

Lehrgang für Küster 
Landeskirchenamt 
Az.: 16810/A 7a-17 

Bielefeld, den 22. 5. 1969 

In der Zeit vom 13. bis 24. Oktober 1969 wird im 
Haus Villigst ein Küsterlehrgang durchgeführt. Zu 
diesem Lehrgang wird hie.rmit eingeladen. 

Der Teilnehmerbeitrag beträgt 40,- DM. Die 
Kirchengemeinden werden gebeten, die Fahrtkosten 
zu übernehmen und für Vertretungen zu sorgen. 

Anmeldungen sjnd bis zum 7. Oktober 1969 an 
die Evangelische Kirche von Westfalen Ver-
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waltung Haus Villigst -, 5845 Villigst bei Schwerte, 
Iserlohner Straße 25, zu richten. 

Da die Teilnehmerzahl auf 25 beschränkt ist, bit­
ten wir um rechtzeitige Interessentenmeldungen. 

Folgender Tagungsplan ist vorgesehen: 

Montag, den 13. 10. 1969 

nachmittags: Begrüßung. 
Grundsätzliches zur Einführung. 
Einführung in Stoffplan und Arbeits­
weise des Lehrgangs. 

Dienstag, den 14. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (über 1. Kor. 1, 1-4). 
Wesen und Ordnung des Gottesdien­
stes (I). 
Die Vorbereitung des Gottesdienstes 
durch den Küster. 

nachmittags: Die Innengestaltung des gottesdienst­
lichen Raumes. 
Sinn, Gebrauch und Pflege der Para­
mente. 

Mittwoch, den 15. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 14, 10-25). 
Wesen und Ordnung des Gottesdien­
stes (II). 
Der Schmuck des Altars. 

nachmittags: Der Umgang mit Kerzen und 
Leuchtern (einschl. Feuersicherheit). 
Sonstige Geräte zum Gottesqienst. 

Donnerstag, den 16. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 3, 5-13). 
Umgang mit der Bibel. 
Wozu Kirche und Gemeindehaus? 

nachmittags: Umgang mit Menschen von 5-80 
Jahren. 
Hausrecht in Kirche und Gemeinde­
haus. 

Freitag, den 17. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 12, 4-14). 
Geschichte und Aufbau unseres 
Gesangbuches. 
Was ein Küster von der Kirchen­
musik wissen muß. 

nachmittags: Die Aufgabe und Benutzung der 
Glocken. 
Der technische Umgang mit Glocken. 

Samstag, den 18. 10. 1969 

vormittags: 

nachmittags: 

Bibelarbeit (1. Kor. 12, 12-27). 
Der Dienst des Küsters unter den an­
deren Diensten der Gemeinde. 
Fragestunde. 

Montag, den 20. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 2, 1-5). 
Wesen und Ordnung der Taufe (nach 
der KO). 
Handhabung und Pflege der Tauf­
geräte. 

nachmittags: Läutewerke - Möglichkeiten und 
Wartung-. 
Turmuhren - Möglichkeiten und 
Wartung-. 

Dienstag, den 21. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 11, 23-26). 
Verständnis und Ordnung des Abend­
mahls (nach d. KO). 
Handhabung und Pflege der Abend­
mahlsgeräte. 

nachmittags: Ein Stück Gemeindeverwaltung -
Registratur und Statistik. 
Was ein Küster über die Verwaltung 
der Kollekten wissen muß. 

Mittwoch, den 22. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 15, 3-14). 
Kirchenkunde- unsere Landeskirche. 
Kirchenkunde - die EKiD. 

nachmittags: Fußböden - Material und Pflege. 
Geräte zur Fußbodenpflege. 

Donnerstag, den 23. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 9, 14-23). 

nachmittags: 

Die Amtshandlungen nach der Kir­
chenordnung. 

Technische Hilfen zur Gemeinde­
arbeit - Verstärkeranlagen, Ton­
bandgeräte -. 
Das Wichtigste über Heizung und 
Belüftung. 

Freitag, den 24. 10. 1969 

vormittags: Bibelarbeit (1. Kor. 13). 
Prüfungsarbeiten. 

nachmittags: Schlußaussprache. 

Landeskirchenamt 
Az.: A 7a-16 

Bielefeld, den 1. 6. 1969 

Lehrlingslehrgang 1969 /1970 
Der nächste Verwaltungs-Lehrgang für Lehrlinge 

beginnt voraussichtlich im Spätherbst 1969. Mel­
dungen zur Teilnahme an diesem Lehrgang von 
Lehrlingen, deren Lehrzeit gemäß Lehrvertrag bis 
zum 31. Dezember 1970 endet, sind uns spätestens 
bis zum 30. 8. 1969 einzureichen. 

Der Meldung sind folgende Unterlagen beizu-
fügen, sofern sie nicht bereits früher eingereicht 

Sonntag, den 19. 10. 1969 wurden: 

vormittags: Gemeinsamer Besuch eines Gottes- a) Tauf-, Konfirmations- und ggf. Traubeschei-
dienstes in einer benachbarten Ge- nigung, 
meinde. ,b),ein vom Prüfling s,elbst, :v:erf.aßter · u:rn::l. eige1:i::: 
Aussprache. händig geschriebener Lebenslauf unter Beifü-

nachmittags: - - - - - - gung von Zeugnissen über frühere Tätigkeiten, 
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das letzte Schulzeugnis und Zeugnisse über 
etwa abgelegte Prüfungen, 

c) ein Zeugnis des Dienststellenleiters, 
d) im verschlossenen · Umschlag ein pfarramtliches 

Zeugnis des für den Wohnsitz zuständigen 
Pfarrers, 

e) ein polizeiliches Führungszeugnis aus letzter 
Zeit, 

f) eine beglaubigteAbschrift des Lehrvertrages und 

g) · die Bescheinigung des Dienststellenleiters, daß 
der zu prüfende Lehrling mindestens 100 Sil­
ben Kurzschrift in der Minute richtig schreiben 
und die von ihm aufgenommenen Stenogramme 
in Maschinenschrift richtig übertragen kann. 

Landeskirchenamt 
Az.: A 10-04 

Bielefeld, den 20. 5. 1969 

Wegfall der Prüfungsgebühren 
für C-Kirchenmusiker 

Das Landeskirchenamt hat beschlossen, die Prü­
fungsgebühren für C-Musiker ab sofort nicht mehr 
zu erheben. 

Persönliche und andere Nachrichten 
Ernennungen: 

Studienassessor Harald G ä t z s c h m a n n ist un­
ter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebens­
zeit als Kirchenbeamter in den Dienst unserer 
Kirche übernommen und zum Studienrat im Kir­
chendienst am Jung-Stilling-Kolleg in Espelkamp 
ernannt. 

Studienassessor Thilo H e r .r m a n n ist unter 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
als Kirchenbeamter in den Dienst unserer Kirche 
übernommen und zum Studienrat im Kirchendienst 
an der Evangelischen Landesschule zur Pforte in 
Meinerzhagen ernannt. 

Studienassessor Hans K u s s e k ist unter Beru­
fung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als 
Kirchenbeamter in den Dienst unserer Kirche über­
nommen und zum Studienrat im Kirchendienst am 
Evangelischen Gymnasium Meinerzhagen in ::Mei­
nerzhagen ernannt. 

Ordiniert sind: 

Hilfsprediger Christian H o f f m a n n am 15. 5. 
1969 in Wi!igeshausen; 

Hilfsprediger Peter Ho e p g e n am 15. 5. 1969 
in Bochum-Langendreer-West; 

Hilfsprediger Hans Eckhard L u b r i c h am 4. 5. 
1969 in Bielefeld; 

Hilfsprediger Klaus Jürgen N o t t e b au m am 
1. 6. 1969 in Preußen; 

Hilfsprediger Hartmut Si e b e l am 1. 6. 1969 in 
Preußen; 

Hilfsprediger Gerhard W ö h r m a n n am 25. 5. 
1969 in Steinheim/Westf.; 

Hilfsprediger Burkhard Z e u n er t am 11. 5. 1969 
in Reckenfeld. 

Berufen sind: 

Hilfsprediger Otfried B i s p 1 i n g h o f f zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Dortmund-Kern­
. minghausen, Kirchenkreis Dortmund-Nordost, in 
die neu errichtete (2.) Pfarrstelle; 

Hilfsprediger Thomas E ß r i c h zum Pfarrer der 
Ev. Lukas-Kirchengemeinde in Buer-Hassel, Kir­
chenkreis · Gelsenkirchen, als Nachfolger des in die 
Leitung der Telefonseelsorge in Dortmund beru­
fenen Pfarrers Jürgen Kratzenstein; 

Hilfsprediger Reinhard H o c h zum Pfarrer der 
Ev. Kirchengemeinde Dortmund-Mengede, Kirchen­
kreis Dortmund-West, in die neu errichtete (2.) 
Pfar,rstelle; 

Hilfsprediger Winfried K r a t z e n s t e i n zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Voerde, Kirchen­
kreis Schwelm, in die neu errichtete (4.) Pfarr­
stelle; 

Pastorin Rosemarie zur N i e d e n zur Pastorin 
der Ev. Kirchengemeinde Armen, Kirchenkreis Hat­
tingen-Witten, als Nachfolgerin des in die Kirchen­
gemeinde Wengern berufenen Pfarrers Günther 
Penz, 

Pfarrer Wolfgang Pütt man n zum Pfarrer der 
Ev. Kirchengemeinde Werdohl, Kirchenkreis Plet­
tenberg, als Nachfolger des in die Ev. Kirchen­
gemeinde Plettenberg berufenen Pfarrers Bodo 
Krön; 

Hilfsprediger Christof R e y m a n n zum Pfarrer 
der Ev. Kirchengemeinde Herdecke, Kirchenkreis 
Hagen, als Nachfolger des verstorbenen Pfarrers 
Wilhelm Michel; 

Hilfsprediger Gerd R o w o l d zum Pfarrer der 
Ev.-Luth. . Matthäus-Kirchengemeinde Bielefeld, 
Kirchenkreis Bielefeld, als Nachfolger des in den 
Ruhestand getretenen Pfarrers Wilhelm Schulze; 

Pfarrer Reinhold W eh r m e y e r zum Pfarrer 
der Ev. Erlöser-Kirchengemeinde Münster, Kirchen­
kreis Münster, in die neu errichtete (5.) Pfarr­
stelle als Krankenhausseelsorger; 

Pfarrer Hans Dieter W i e m a n n zum Pfarrer 
der Ev. Kirchengemeinde Kierspe, KJrchenkreis 
Lüdenscheid, als Nachfolger des in den Dienst der 
Evangelischen Kirche im Rheinland berufenen Pfar­
rers Günter Reuner. 

Zu besetzen sind: 

die durch die Berufung des Pfarrers Wilhelm 
Recknagel in die Ev. Kirchengemeinde Hüllen frei 
werdende (9.) Pfarrstelle (Krankenhausseelsorger) 
der Ev. Kirchengemeinde Ge 1 senk i r c h e n , 
Kirchenkreis -Gelsenkirchen. Die Kirchengemeinde 
hat das Wahlrecht. Bewerbungsgesuche sind durch 
den Herrn Superintendenten in Gelsenkirchen an 
das Presbyterium zu richten. Die Gemeinde hat 
Luthers Katechismus; 

die durch Eintritt von Pfarrer Hans-Herbert 
Schmalgemeyer in den Ruhestand freigewordene 
(2.) Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Gronau, 
Kirchenkreis Steinfurt. Die Kirchengemeinde hat 
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das Wahlrecht. Bewerbungsgesuche sind durch den 
Herrn Superintendenten in Altenberge .an das Pres­
byterium zu richten. Die Gemeinde hat den Heidel­
berger Katechismus; 

die durch die Berufung von Pfarrer Rudolf 
Weihsbach in den Dienst der Ev.-Luth. Landes­
kirche Schleswig-Holsteins zum 31. 10. 1968 frei­
gewordene (9.) Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde 
G ü t e r s 1 o h , Kirchenkreis Gütersloh. Die Kir­
chengemeinde hat das Wahlrecht. Bewerbungs­
gesuche sind durch den Herrn Superintendenten in 
Gütersloh an das Presbyterium zu richten. Die Ge­
meinde hat Luthers Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfar.rers Heinz 
Henche zum Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Dan­
kersen freigewordene (1.) Pfarrstelle der Ev. Ja­
kobi-Kirchengemeinde in Herford, Kirchen­
kreis Herford. Die Kirchengemeinde hat das Wahl­
recht. Bewerbungsgesuche sind durch den Herrn 
Superintendenten in Herford an das Presbyterium 
zu richten. Die Gemeinde hat Luthers Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Wolfgang Pütt­
mann zum Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Wer­
dohl,Kirchenkreis Plettenberg, freigewordene (2.) 
Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde H o m b r u c h, 
Kirchenkreis Dortmund-Süd. Die Kirchengemeinde 
hat das Wahlrecht. Bewerbungsgesuche sind durch 
den Herrn Superintendenten in Dortmund-Süd an 
das Presbyterium zu richten. Die Gemeinde nat 
Luthers Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Hans-Dieter 
Wiemann zum Pfarrer der Ev.-Kirchengemeinde 
Kierspe zum 1. Juli 1969 frei werdende (2.) Pfarr­
stelle der Ev. Kirchengemeinde L ö h n e , Kirchen­
kreis Herford. Die Kirchengemeinde hat das Wahl­
recht. Bewerbungsgesuche sind durch den Herrn 
Superintendenten in Herford an das Presbyterium 
zu richten. Die Gemeinde hat Luthers Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Burkard 
Vonhof in die Ev. St.-Marien-Kirchengemeinde 
Minden frei gewordene (2.) Pfarrstelle der Ev. 
Matthäus-Kirchengemeinde M ü n s t e r. Das Lan­
deskirchenamt macht von seinem Vorschlagsrecht 
Gebrauch. Bewerbungsgesuche sind an das Lan­
deskirchenamt zu richten. Die Gemeinde hat Luthers 
Katechismus; 

die durch die Berufung des Pfarrers Wolfram 
Lackner in den Dienst der Evangelischen Kirche 
von Berlin:Brandenburg frei werdende (1.) Pfarr­
stelle der Ev. Wiehern-Kirchengemeinde B a d 
0 e y n h a u s e n , Kirchenkreis Vlotho. Die Kir­
chengemeinde hat das Wahlrecht. Bewerbungsge­
suche sind durch den Herrn Superintendenten in 
Bad Oeynhausen an das Presbyterium zu .richten. 
Die Gemeinde hat Luthers Katechismus; 

die neu errichtete (2.) Pfarrstelle der Ev. Kir­
chengemeinde W e i t m a r - M a r k , Kirchenkreis 
Bochum. Die Kirchengemeinde hat das Wahlrecht. 
Bewerbungsgesuche sind durch den Herrn Super­
intendenten in Bochum an das Presbyterium zu 
richten. Die Gemeinde hat Luthers Katechismus. 

Heimsen, Kirchenkreis Minden, am 28. Mai 1969 im 
73. Lebensjahre. 

Stellenangebot 
Wir suchen zum 1. Juli 1969 oder später einen 

nebenamtlichen Kirchenmusiker für unsere Peter­
u. Paulskirche in Heepen (2-manualige O:rgel mit 
25 Registern und mechanischem Schleifladenwerk, 
historischer Prospekt). Reepen ist ein verkehrs­
mäßig günstig gelegener Vorort zur Einkaufsstadt 
Bielefeld mit Sonderschule, Grund- u. Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium. Wird bei Lehrern ein 
Wechsel an eine dieser Heepener Schulen erforder­
lich sein, so werden wir entsprechend vermitteln. 
Bewerbungen sind an die Ev.-Luth. Kirchenge­
meinde Heepen, 4811 Reepen, Postfach 106, zu 
richten. 

Neu erschienene Bücher und Schriften 
In diesen Tagen ist das erste gemeinsame Gebet­

und Liederbuch beider Konfessionen für die Schule 
erschienen. Es wurde im Auftrag der evahgelisch­
katholischen Schulkommission von Vertretern der 
fünf Bistümer und der drei Landeskirchen in Nord­
rhein-Westfalen erarbeitet. Dieses „GOTTESLOB 
IN DER SCHULE, Gebete und Lieder der christ­
lichen Kirchen", Verlag Bonifacius-Druckerei Pa­
derborn und Neukirchener Verlag 1969, 111 S., 
DM 2,80, ist für den Gebrauch in Schulen vom Kul­
tusministerium NRW genehmigt worden und wird 
voraussichtlich auch in Rheinland-Pfalz .gebraucht 
werden können. Die Verfasser haben vor allem an 
gemeinsame Schulandachten in der Hauptschule 
gedacht, dabei aber auch die anderen weiterführen­
den Schulen im Auge gehabt. Darüber hinaus kön­
nen die Gebete und Lieder auch in ökumenischen 
Gottesdiensten Verwendung finden. 

Eine kritische Frage wird gewiß lauten: Warum 
sind von den insgesamt 53 Liedern nur 11 in un­
serem Jahrhundert gedichtet worden? Warum nicht 
mehr modernes Liedgut? - Die Verfasser werden, 
sobald sich moderne Lieder - sei es in evange­
lischen oder katholischen Jugendgottesdiensten -
stärker durchgesetzt haben, nicht zögern, dies in 
Neuauflagen zu berücksichtigen. Soll aber eine ge­
meinsame Schulandacht zustande kommen, so muß 
zunächst auf einigermaßen Bekanntes zurückgegrif­
fen werden. Es wäre eine Illusion, anzunehmen, daß 
katholische und evangelische Lehrer an einer Ge­
meinschaftsschule in allen Klassen neue Lieder ein­
üben, damit sie · dann in der interkonfessionellen 
Schulandacht auch von möglichst vielen gesungen 
werden können. Was ohnehin vertraut ist, hat eher 
die Chance, wirklich angestimmt zu werden. Der 
Ort, an dem Neues erprobt werden ka,nn, ist nicht 
zuerst die interkonfessionelle Schulandacht, son­
dern der evangelische Schulgottesdienst. Für ihn 
könnten die evangelischen Religionslehrer sehr 
wohl neues Liedgut einüben, das sich dann eines 
Tages so durchsetzen könnte, daß es sich auch bei 
den Katholiken herumspricht bzw. herumsingt. Und 
natürlich werden auch sie unser Liedgut bereichern 
können. Mit dem vorliegenden Buch sollte nur ein 
erster Schritt getan werden, um gemeinsame Schul-

Gestorben sind: andachten zu ermöglichen. -'- In der Formulierung 
der Pfarrer i. R. Wilhelm Christians e n;frü- der Gebete brauchte sehr viel weniger auf schon 

her in · .Al.tenbo.chum .... Kirchen'kreis. Bochum, am .. einigermaßen. Vertrautes . zurückgegriffen.zu .. wer,., 
·6 .. Maii969 im 79: L~bensjahre; . . .. .. . . den. Hier findet sich Neues und Eigenes, das dem 

der Pfarrer i. R. Hans H ü n e f e 1 d , früher in Alltag junger Menschen nahekommt. 
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Sprechtage im Landeskirchenamt: Montagvormittag und Dienstagvormittag. Besuch an anderen 
Tagen, insbesondere am· Donnerstag, dem Sitzungstag, nur nach vorheriger Vereinbarung 
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